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Plangebiet

Réaumlicher Geltungsbereich

Die Planbereichsgrenze des Bebauungsplanes Mg 146 verlduft im Stadtbezirk Mengede,
Ortsteil Oestrich, im Osten westlich entlang der Trasse der S-Bahn-Linie S2 — ausgenommen
ist die direkt an der Trasse liegende Boschung — , bis zu der Strale ,,Kammerstiick®, fiihrt
weiter in Richtung Norden 6stlich entlang der Strafle ,,Kammerstiick* bis zur ,,Breisen-
bachstrale®; verlduft siidlich der Breisenbachstra3e bis gegeniiber dem Einmiindungsbereich
der StraBBe ,,Worderfeld*; von hier in slidostlicher Richtung entlang der hinteren Garten-
grundstiicke Breisenbachstrale Haus-Nr. 20 bis Haus-Nr. 18c bis zum Bdschungsbereich der
S- Bahn-Trasse.

Gegenwirtige Situation im Plangebiet

Die verschiedenen Flichen werden zur Zeit u. a. als Ackerflache genutzt (0stlich Kammer-
stiick); an der Breisenbachstralle befindet sich eine stiddt. Kindertagesstitte, der dstliche und
nordliche Teil des Plangebietes ist der Natur iiberlassenes Brachland mit Gras- und Hoch-
staudenfluren, Baumen und Strduchern.

Bestehendes Planungsrecht
Darstellung im Flichennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan (F-Plan) der Stadt Dortmund vom 27.06.1985 enthilt im Bebau-
ungsplanbereich folgende Darstellungen:

- Fldchen und Einrichtungen fiir den Gemeinbedarf (Bildungseinrichtung, Soziale Ein-
richtung)
- Griinflichen

Die Darstellungen des rechtswirksamen Flachennutzungsplanes stehen den geplanten Festset-
zungen des Bebauungsplanes Mg 146 — Ammersbaum — teilweise entgegen, so dass eine ent-
sprechende Anderung des Flichennutzungsplanes erforderlich wird, die gem. § 8 Abs.3
BauGB unter der Ifd. Nr. 123, gleichzeitig mit der Aufstellung des Bebauungsplanes durchge-
fiihrt wird (sogenanntes Parallelverfahren).

1.3.2 Bestehendes Bauplanungsrecht

Der seit dem 17. 07. 1981 rechtsverbindliche Bebauungsplan Mg 129 trifft fiir den Planbe-
reich des Bebauungsplanes Mg 146 — Ammersbaum - folgende Festsetzungen:

- Flachen fir Gemeinbedarf (Sonderschule und Kindertagesstétte)
- Offentliche Griinflichen (Sport- und Spielanlagen)
- Offentliche Verkehrsflichen (Parkplatz und Fulweg)

Durch Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 soll der Bebauungsplanes Mg 129 teilweise
ersetzt werden.
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Mg 146 liegt aullerhalb des seit dem 30.11.90
rechtsverbindlichen Landschaftsplanes Dortmund-Nord.

Anlass, Ziel und Zweck des Bebauungsplanes

Einige Firmen im Gewerbegebiet Oestrich haben seit geraumer Zeit Erweiterungsbedarf, der
an ihren Standorten selbst nicht mehr zu realisieren ist. Der rechtsverbindliche Bebauungs-
plan Mg 129 weist dstlich der StraBe Kammerstiick, unmittelbar am Gewerbegebiet Oestrich,
Flachennutzungen aus, die nicht mehr den stddtischen Entwicklungszielen entsprechen. Laut
Auskiinfte von Sport-, Jugend- und Schulamt werden diese Vorhaltefldchen nicht mehr bend-
tigt und konnen somit den Expansionswiinschen anfragender Firmen zugute kommen. Es ist
daher beabsichtigt, durch Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 die Festsetzungen des
Bebauungsplanes Mg 129 entsprechend zu iiberplanen. Im Siidwesten des Planbereiches ist
ein Gewerbegebiet (GE) mit einer Grofle von ca. 1,4 ha geplant, das zukiinftig der Ansied-
lung von nicht erheblich belédstigenden Betrieben (s. § 8 (1) — (3) Baunutzungsverordnung (-
BauNVO-) dienen soll. Weiterhin soll der im Bebauungsplan Mg 129 nordlich der Kinderta-
gesstitte festgesetzter 6ffentlicher Parkplatz in die angrenzende 6ffentliche Griinfliche integ-
riert werden, weil zukiinftig kein derart zusdtzlicher groBer 6ffentlicher Stellplatzbedarf be-
steht (keine Sonderschule, kein Sportplatz). Dartliber hinaus soll die Flache der an der Brei-
senbachstrafle vorhandenen Kindertagesstitte geringfiigig erweitert werden.

Erliuterungen zum Bebauungsplan

Art und MaR} der baulichen Nutzung

Entsprechend der baulichen Situation der bestehenden Gewerbegebdude westlich der Straf3e
Kammerstiick soll sich die Erweiterung des Gewerbegebietes stidtebaulich am Vorhandenen
orientieren und nicht durch tiberzogene Hohenentwicklungen neue Akzente setzen. Der nord-
lich anschlieBende Freiraum, sowie die 2-geschossige Bebauung des Wohnumfeldes und die
Eingeschossigkeit der Kindertagesstitte wirkt ebenfalls priagend, so dass die Geschosse im
neuen Gewerbegebiet auf maximal III beschrénkt werden. Die Festsetzung der Grundfla-
chenzahl (0,8) und Geschossflichenzahl (2,0) im geplanten Gewerbegebiet orientiert sich an
den vorhandenen Gebduden im Gewerbegebiet Oestrich.

Gewerbegebietscharakter

Gewerbegebiete dienen nach § 8 Abs. 1 BauNVO vorwiegend der Unterbringung von nicht
erheblich beldstigenden Gewerbebetrieben. Mit Blick auf die dem geplanten Gewerbegebiet
am nichsten liegende Wohnbebauung bzw. der nérdlich des geplanten Gewerbegebietes vor-
handenen Kindertagesstitte sollen in dem festgesetzten Gewerbegebiet keine Betriebe zuge-
lassen werden, die in der Abstandsliste der 16. BImSch aufgefiihrt sind (textliche Festsetzung
Ziffer 1 ).

Des Weiteren setzt der Bebauungsplan fest, dass im Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe
sowie Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, die sich
ganz oder teilweise an Endverbraucher wenden, nicht zuléssig sind.
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Hiervon unberiihrt bleiben Betriebe des Kfz-Handwerks mit rdumlich angegliedertem Kfz-
und/oder Caravanverkauf sowie Betriebe mit Kfz- und/oder Caravanersatzteil- bzw. —
zubehorverkauf. Ausnahmsweise zuldssig sind an Endverbrauer gerichtete Verkaufsstellen
von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, wenn sie in unmittelbarem raumli-
chen und betrieblichen Zusammenhang mit einem Handwerks- oder anderen Gewerbebetrie-
ben stehen und deren Summe an Verkaufs- und Ausstellungsflichen unter der Grof3e der Ge-
schossfliche des Handwerks- oder Gewerbebetriebsteiles liegt.

Die textliche Festsetzung ist erforderlich, um zu verhindern, dass sich zunehmend kleinere
Betriebe deutlich unterhalb der in § 11 Abs. 3 BauNVO genannten Vermutungsgrenze von
1200 gm an nicht integrierten Standorten ansiedeln bzw. versuchen, in Gewerbegebieten Ful3
zu fassen. Dem liegt die stadtebauliche Zielsetzung zugrunde, Einzelhandelsbetriebe zur
Stiarkung der zentralen Versorgungseinrichtungen in den Ortszentren anzusiedeln, soweit Art
und Umfang des Betriebes dies zulassen. Damit werden gleichzeitig in den Gewerbegebieten
die Flachen fiir solche Betriebe freigehalten, die auf derartige Standorte angewiesen sind.
Diese textliche Festsetzung ist weiterhin notwendig, um der angesprochenen negativen stid-
tebaulichen Entwicklung in Form einer Neuerrichtung von Handelsbetrieben am Siedlungs-
rand mit all seinen stidtebaulichen Negativwirkungen (Kaufkraftverlust des Ortsteilzentrums,
nicht integrierter Standort, Verkehrszusatzbelastung) entgegenzutreten.

Die Regelung, dass Betriebe des Kfz-Handwerks mit raumlich angegliedertem Kfz- und/oder
Caravanverkauf von der textlichen Festsetzung unberiihrt bleiben, ergibt sich daraus, dass bei
derartigen Betrieben die Grofle der Verkaufsfliche regelmiBig die des Handwerksbetriebes
iiberschreitet. Gleichwohl ist daraus aber nicht abzuleiten, dass sich hierdurch die dargelegten
negativen Auswirkungen hinsichtlich zentraler Einrichtungen in den Ortszentren ergeben.

Um sicherzustellen, dass die Gewerbegebietsflichen fiir solche Betriebe zur Verfiigung ge-
stellt werden, die auf derartige Standorte angewiesen sind, setzt der Bebauungsplan weiterhin
fest, dass dort die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Anlagen fiir
kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, die sich auch in ande-
ren Baugebietskategorien ansiedeln kdnnen, unzulédssig sind.

Werbeanlagen
Die geplanten Gewerbebetriebe sollen sich nur an der ErschlieBungsstraBe Kammerstiick
werbewirksam prisentieren. Werbeanlagen im Hintergeldnde wiirden visuell, stérend auf die
begriinten 6ffentlichen Fldchen wirken und sind somit nur an der Vorderfront der Gebédude
erlaubt.

Verkehrliche ErschlieBung

AuBere ErschlieBung

Die neue Gewerbefldche ist liber die Stralen Kammerstiick und Konigshalt optimal an das
ortliche und tiberdrtliche HauptverkehrsstraBennetz (A42/45 und A 2) angebunden.
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Innere Erschliefung

Die innere ErschlieBung des Gewerbegebietes wird zukiinftig {iber private Zufahrten vom
Kammerstiick auf die Gewerbegrundstiicke geregelt. Eine ErschlieBung von der Breisen-
bachstrale aus ist nicht vorgesehen, um diese nicht unnétig zu belasten. Deshalb wird zur
Breisenbachstralle hin im Bebauungsplan ein Ein- und Ausfahrtverbot festgesetzt.

Ruhender Verkehr

Auf den Gewerbegrundstiicken werden die erforderlichen Parkmoglichkeiten fiir die Ge-
werbetreibenden als auch fiir Besucher erstellt.

Offentlicher Personennahverkehr (OPNV)

In ca. 10 Gehminuten Entfernung vom Plangebiet befindet sich der S-Bahn-Haltepunkt
Dortmund-Oestrich. Auf der Breisenbachstraf3e verkehrt die Buslinie 361 (Castrop-Rauxel —
Mengede) im 60-Min.-Takt. Die S-Bahnlinie 2 verkehrt zwischen Dortmund-Hauptbahnhof
und Dortmund-Mengede und stellt dariiber hinaus stiindliche Verbindungen nach Duisburg,
Essen und Recklinghausen her. Am S-Bahn-Haltepunkt bestehen weitere Verbindungen mit
Buslinien innerhalb des Stadtbezirkes und nach Liinen-Brambauer.

Offentliche Griinflichen

Parkanlage

Die 6ffentliche Griinflache (Parkanlage) wird um ca. 2 500 qm siidlich der Kindertagesstitte
erweitert. Der siidostliche Abschnitt der Parkanlage soll in seinem ,,extensiven Charakter
mit der vorhandenen Vegetation erhalten bleiben.

Kinderspielplatz

Nach der Spielplatzbedarfsberechnung ist fiir den Ortsteil Oestrich (Einzugsbereich zwischen
A 45 und S-Bahn) ein Spielplatz der Kategorie A vorgesehen (Kinder und Jugendliche). Der
Spielplatz soll auf einer mindestens 1 500 qm groB3en 6ffentlichen Griinfliche stidlich der
Kindertagesstitte realisiert werden in direkter Nachbarschaft der vorhandenen Wohnbebau-
ung.

Wegeverbindungen

Geplant ist ein 3,50 m breites Rad- und Wanderwegsystem, dass sowohl die Wohnbebauung
nordlich der Breisenbachstralle (Schiarenhof) mit dem Kinderspielplatz, der ,,iibrigen* 6ffent-
lichen Griinfliche und einem zukiinftigen Anschluss (Unterfiihrung) an den Haltepunkt Nette
— Oestrich verbindet, damit durch kurze Fu3- und Radwegeverbindungen sowohl die Mog-
lichkeit der Naherholung und des Spielens, als auch die Erreichbarkeit der OPNV-
Haltepunkte gewihrleistet ist.
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Griinordnerische und landschaftspflegerische Mallnahmen

Gesetzliche Grundlagen

Nach § 1 Abs. 5 Nr. 7 BauGB sind bei Aufstellung der Bauleitplidne die Belange des Um-
weltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere des Naturhaus-
halts, des Wassers, der Luft und des Bodens, sowie das Klima zu beriicksichtigen. § 1a Abs.
1 BauGB beinhaltet die Vorgabe, dass mit Grund und Boden sparsam und schonend umge-
gangen werden soll und dabei die Bodenversiegelungen auf das notwendige Mal3 zu begren-
zen sind. Des weiteren sind gemél § 1 Abs. 5 Nr. 3 BauGB die Belange von Freizeit und
Erholung und gemif3 § 1 Abs. 5 Nr. 4 BauGB die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbil-
des zu beriicksichtigen.

Konkretere Regelungen zu Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege treffen
die entsprechenden Fachgesetze wie das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und das
Landschaftsgesetz von Nordrhein-Westfalen (LG NRW). Nach § 8 Abs. 1 BNatSchG gelten
Veranderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundfldchen, die die Leistungsfahigkeit des
Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeintrédchtigen kdnnen,
als Eingriff in Natur und Landschaft.

§ 4 Abs. 2 LG NRW definiert hierzu Eingriffstatbestinde.

Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflichten, vermeidbare Beeintrdchtigungen von
Natur und Landschaft zu unterlassen (Vermeidungsgebot) sowie unvermeidbare Beeintrich-
tigungen innerhalb einer zu bestimmenden Frist durch MaBBnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichspflicht - § 8 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. § 4
Abs. 4 LG NRW).

Die im Rahmen des Bebauungsplan-Anderungsverfahrens Mg 146 — Ammersbaum - geplan-
ten baulichen Anlagen sowie die Verkehrsflichen stellen zunéchst Eingriffe in Natur und
Landschaft dar. Eine teilweise Unterlassung des geplanten Vorhabens war aufgrund der oh-
nehin geringen Flachengréfe nicht moglich. Eine vollige Unterlassung dieses Eingriffes,
d.h. ein Verzicht auf die Gewerbeansiedlung, kann aus folgenden Griinden nicht erfolgen:

- ansdssige Gewerbebetriebe bendtigen zum Existenzerhalt Flichen zur Betriebserweiterung

- das Baulandpotential der Flidche bietet wirtschaftliche Flachengréfen sowie eine giinstige
ErschlieBBung

Bei der Gewichtung der entgegenstehenden Belange von Natur und Landschaft zu dem Ge-
werbefldchenbedarf in Mengede wird als Ergebnis der Abwégung entschieden und fiir ge-
rechtfertigt gehalten, dem Belang der Wirtschaftsforderung aus den dargelegten Griinden
Vorrang einzurdumen. Somit sind die zu erwartenden Beeintridchtigungen unvermeidbar und
deshalb geeignete Mallnahmen zum Ausgleich im Bebauungsplan festzusetzen.

Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpléne die 6ffentlichen und pri-
vaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwégen. Die Vermeidung und
der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft sind nach § 1a Abs. 2
BauGB in der Abwigung zu beriicksichtigen.
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Die Ausgleichsmafinahmen sind vordringlich im Plangebiet vorzusehen, um die Anforde-
rungen nach einem "rdumlichen Ausgleich zu erfiillen. Nach § 4 Abs. 4 LG NRW sind
Ausgleichsmaflnahmen, soweit dies zumutbar ist, auf Flichen im Eigentum des Verursa-
chers durchzufiihren.

Ausgeglichen ist ein Eingriff, wenn nach seiner Beendigung keine erhebliche oder
nachhaltige Beeintriachtigung des Naturhaushalts zuriickbleibt und das Landschaftsbild
landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist (§ 8 Abs. 2 BnatSchG).

Im Anderungsbereich des rechtskriftigen Bebauungsplanes Mg 129 werden im vorliegenden
Bebauungsplanentwurfes Mg 146 - Ammersbaum - Festsetzungen (Nutzungen) wie folgt
verandert:

- Sport- und Spielanlage in Parkanlage mit Spielplatz (Spielbereich A)

- Offentliche Verkehrsflachen (Parkplatz u. FuBBweg) in 6ffentliche Griinfliche

- Flachen fiir den Gemeinbedarf (Sonderschule und Kindertagesstitte) teilweise in
offentliche Griinflache bzw. in Gewerbegebiet

- Offentliche Griinflache in Gewerbegebiet

Diese Anderungen haben sowohl eingriffsmindernde wie auch eingriffserhhende Auswir-
kungen. Hier war nun zu priifen, inwieweit Eingriffe nach § 1a Abs. 3 BauGB aufgrund be-
stehenden Baurechts bereits zuldssig waren und ob die geplanten Eingriffe hoheroder gerin-
ger ausfallen und zusétzliche Ausgleichserfordernisse bestehen. Im Landschafts-
pflegerischen Fachbeitrag (Anlage 3) ist dargestellt, dass in diesem Fall keine tiber die
griilnordnerischen Festsetzungen hinausgehenden Ausgleichsfestsetzungen erforderlich sind.

Anpflanzen von Biumen, Striuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen
fiir Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB)

Bepflanzung von Stellplatzanlagen

Die Stellplatzanlagen in dem mit der Ziffer 4 gekennzeichneten Baugebiet sind durch
Pflanzfldachen so zu gliedern, dass fiir jeweils vier Stellplitze eine Pflanzfliche (Baumschei-
be) in der GroBe eines Stellplatzes entsteht. Die Bepflanzung der Flachen hat durch je einen
standortgerechten, heimischen, groBkronigen Laubbaum zu erfolgen. Die Anordnung der
anzupflanzenden Laubbidume bietet die Gewéhr dafiir, dass Flachenaufheizungen vermieden
und Schadstoffemissionen auf den Grundstiicksflichen selbst schon teilweise gebunden
werden. Die Bdume bilden ein griines Dach iiber der Stellplatzanlage und tragen positiv zur
Gestaltung des Ortsbildes im Sinne des § 1 Abs. 5 Nr. 4 BauGB bei.

Es werden standortgerechte, heimische Baumarten als Lebensgrundlage fiir zahlreiche Le-
bewesen und Mindestgroflen gefordert, um die Lebensfahigkeit der angepflanzten Baume
und damit auch die dauerhafte Realisierung der Festsetzung selbst sicherzustellen. Die fest-
gesetzte Bepflanzung der Baumscheibe erfolgt, um Austrocknung und damit verbundenen
Bodenerosionen vorzubeugen.
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Abpflanzung des Gewerbegebietes

Die festgesetzte Abpflanzung (textl. Festsetzung Ziffer 5 ) bildet die Einrahmung und
gleichzeitige Pufferung des neuen Gewerbegebietes sowie dessen Verkehrsflachen gegen-
iiber der Kindertagesstitte, der 6ffentlichen Griinfliche und insbesondere der Wohnbebau-
ung.

Um den stddtebaulichen wie auch 6kologischen Funktionen gerecht werden zu konnen, wird
eine 10 m breite und vollstindig angelegte Vegetationsfliche iiberwiegend mit heimischen,
standortgerechten Laubgehdlzen (insgesamt 60%) sowie einer Extensivwiese (40%) festge-
setzt. Es werden heimische Geholze gefordert, weil sie die Lebensgrundlage fiir andere Ar-
ten aus dem heimischen Tier- und Pflanzenreich bilden.

MafBinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Reduzierung des Versiegelungsgrades

Grundstiicksflichen in Gewerbegebieten werden aufgrund intensiver Nutzung (Lager-, Ver-
kehrs- und allgemeine Betriebsflachen etc.) zum groB3en Teil versiegelt. So weit es moglich
ist, sind Ein- und Ausfahrtsbereiche bzw. private Stellpldtze mit Rasenpflaster oder dhnli-
chem zu befestigen, um eine Totalversiegelung zu vermeiden. Aus diesem Grunde wird im
Bebauungsplan eine dementsprechende Regelung getroffen (s. Ziffer 3 ).

Erhaltung vorhandener Vegetation
Die erhaltenswerte Vegetation der brachgefallenen Boschungen mit Pappeln, Weiden,
Hochstauden und Brombeeren wird erhalten. Die unter Baumschutz fallenden Bdume an der

StraBBe Kammerstiick sind als zu erhalten im Bebauungsplan dargestellt und festgesetzt.

Umweltbelange

Altlasten

Das Plangebiet ist im Detailplan der Stadt Dortmund — Maf@stab 1: 5000 tiber Altstandorte
und Altablagerungen sowie sonstiger Belastungsflachen in der 6stlichen Hélfte als ehemalige
Hausmiilldeponie und Schiittungsfliche gekennzeichnet. Bereits 1991 wurde im Rahmen di-
verser PlanungsmafBnahmen eine Gefahrdungsabschitzung (einzusehen beim Stadtplanungs-
amt) erstellt. Daraus ergeben sich fiir die kiinftigen Nutzungen im Plangebiet folgende Kon-
sequenzen:

» Die geplante Gewerbenutzung ist ohne Einschrankungen und Auflagen moglich.
» Die Realisierung der geplanten Nutzung ,,6ffentliches Griin“ im Bereich der Aufschiit-

tungen setzt umfangreiche Sanierungsmafinahmen (Bodenaustausch, Bodenabdeckung)
voraus.



7.2

7.3

7.4

8.1.

8.2

-11 -

Larmschutz

Nach § 1 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) sind bei der Aufstellung von Bauleitplinen u. a.
die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhiltnisse zu beriicksichti-
gen.

Die schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass keine MaBBnahmen erfor-
derlich sind, da die schalltechnischen Orientierungswerte unterschritten werden. Sie ist die-
ser Begriindung als Anlage 1 beigefligt.

Methanausgasungen

Seit 1991 kam es an mehreren Stellen im Stadtgebiet zu Austritt von Methangas an der Ta-
gesoberfliche. Nihere Uberpriifungen ergaben, dass es sich in diesen Fillen um natiirliche
Gasvorkommen aus dem Steinkohlengebirge handelt. Solche Austritte konnen durch natiir-
liche (z.B. geologische Verwerfungen, Briiche etc.) und anthropogene (z.B. Bohrungen, Ge-
landeeinschnitte etc.) Wegsamkeiten beglinstigt werden.

Die vorliegende Karte der potentiellen Gasaustrittsbereiche unterteilt das Stadtgebiet in
mehrere Bereiche hinsichtlich der Austrittswahrscheinlichkeit. Der Bebauungsplanbereich
liegt in der Zone 1 der Karte der potentiellen Methanausgasungen im Stadtgebiet Dortmund.
Danach sind Methangasaustritte wenig wahrscheinlich. Somit sind Auswirkungen auf die
ausgewiesenen Nutzungen nicht zu erwarten.

Schutz des Mutterbodens

Die vorgesehene Gewerbefliache wird z. Z. vollstindig intensiv landwirtschaftlich genutzt.
Sie liegt ca. 1 — 1,50 m unter Niveau der Strale Kammerstiick, die zukiinftig als Haupter-
schlieBung fiir das Gewerbegebiet fungiert. Geht man davon aus, dass die Gewerbefldche
durch ein ,,natiirliches Entwasserungsgefille* entsorgt wird, muss das Geldnde aufgefiillt
werden. In einem Hinweis wird verfiigt, dass bei Verdnderung des Gelidndes der Mutterbo-
den zu erhalten ist und nicht mit verbaut werden darf.

Ver- und Entsorgung

Gas, Wasser, Strom

Die Versorgung des Plangebietes mit Gas, Wasser und elektrischer Energie wird durch die
zustandigen Versorgungstriger, die Entsorgung durch die zustidndigen Entsorgungstriager si-
chergestellt.

Niederschlagswasser

Hinsichtlich des Niederschlagswassers ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens von
Bauvorhaben in jedem Fall unter Hinzuziehung der "Satzung iiber die Entwisserung der
Grundstiicke in der Stadt Dortmund" vom 17.12.1996 zu priifen, ob der Abfluss des Nieder-
schlagswassers von Dach- und Hoffldchen durch geeignete MaBBnahmen, wie z. B. Versicke-
rung oder Riickhaltung, zu verhindern, zu vermindern oder merklich zu verlangsamen ist.
Soweit die Moglichkeit besteht, sollte hiervon Gebrauch gemacht werden. Die wasserrecht-
lichen Vorschriften sind hierbei zu beachten.
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Niederschlagswasser von Grundstiicken, die nach dem 01.01.1996 erstmals bebaut, befestigt
oder an die offentliche Kanalisation angeschlossen werden, ist gem. § 51 a Wassergesetz fiir
das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG -) in der Neufassung der Be-
kanntmachung vom 25.06.1995 (GV NW S. 926, SGV NW 77) vor Ort zu versickern, zu
verrieseln oder ortsnah in ein Gewisser einzuleiten, sofern dies ohne Beeintrachtigung des
Wohls der Allgemeinheit mdglich ist. Die dafiir erforderlichen Anlagen miissen den jeweils
in Betracht kommenden Regeln der Technik entsprechen.

Von der Verpflichtung zur Versickerung, Verrieselung oder Gewéssereinleitung ausge-
nommen ist gemdl § 51 a Abs. 4 LWG Niederschlagswasser, das

a) ohne Vermischung mit Schmutzwasser in einer vorhandenen Kanalisa-
tion (Trennsystem) abgeleitet wird oder

b) aufgrund einer nach bisherigen Recht genehmigten Kanalisationsnetz-
planung gemischt im Schmutzwasser einer 6ffentlichen Abwasserbe-
handlungsanlage zugefiihrt wird oder werden soll, wenn der techni-
sche oder wirtschaftliche Aufwand unverhdltnismaBig ist.

In den Bebauungsplan wird ein allgemeiner Hinweis zur Beseitigung von Niederschlags-
wasser aufgenommen.

Denkmalschutz und Denkmalpflege

Denkmalpflegerische Belange werden im Plangebiet nicht bertihrt. Es ist jedoch nicht aus-
zuschlieBen, dass bei Bodeneingriffen Bodendenkmaéler entdeckt werden. Fiir diesen Fall
wird im Bebauungsplan iiber einen entsprechenden Hinweis vorsorglich auf die Melde- und
Sicherungspflicht nach dem Denkmalschutzgesetz NW hingewiesen.

Entschidigung

Die Flachen im Planbereich befinden sich ausschlieflich in stadt. Eigentum. Entschédi-
gungsanspriiche von Grundstiickseigentiimern sowie ggf. Ubernahmeanspriiche werden gem.
§ 40 BauGB daher nicht ausgeldst.

Flachenbilanz

Gewerbeflache ca. 1,4 ha
Flache fiir den Gemeinbedarf — Kindertagesstétte - ca. 0,6 ha
Offentliche Griinfliche ca. 2,0 ha

Gesamtflache: ca. 4,0 ha
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12. Kosten

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurde ermittelt, dass der Stadt durch die Planung
voraussichtlich keine Kosten entstehen werden.

Die Anlagen 1 — Schalltechnische Untersuchung —, 2 — Abstandsliste (4. BImSchV) —,
3 — Landschaftspflegerischer Fachbeitrag — sind Bestandteil dieser Begriindung.

Dortmund, den

Wilde
Ltd. Stadt. Baudirektor
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Anlage 2

Abstandsliste

zum Rund-Erlal} des Ministers fuir
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft
vom 02.04.1998 (SMBI. NW 8S. 283)
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1.1

1.2

Allgemeines

Art und Umfang der Anderung

Der Geltungsbereich der 123. Anderung des Flichennutzungsplanes — Ammersbaum -
verlauft im Stadtbezirk Mengede, Ortsteil Oestrich, im Osten westlich entlang der Trasse
der S-Bahn-Linie S2 — ausgenommen ist die direkt an der Trasse liegende Boschung — , bis
zu der Strale ,,Kammerstiick®, fiihrt weiter in Richtung Norden Ostlich entlang der Strafie
,,Kammerstiick* bis zur ,,Breisenbachstraf3e**; verlauft siidlich der Breisenbachstrafle bis
gegeniiber dem Einmiindungsbereich der Stralle ,,Worderfeld*; von hier in stidostlicher
Richtung entlang der hinteren Gartengrundstiicke Breisenbachstral3e Haus-Nr. 20 bis Haus-
Nr. 18c bis zum Bdschungsbereich der S- Bahn-Trasse.

Der rechtswirksame Flichennutzungsplan stellt in dem Anderungsbereich folgende
Nutzungen dar:

- Flachen und Einrichtungen fiir den Gemeinbedarf, mit den Symbolen
Bildungseinrichtung (Sonderschule)
Soziale Einrichtung (Kindertagesstitte)
- Griinflachen, mit den Symbolen
Spielplatz (Spielbereich A)
Sportfldche

Die 123. Anderung des Flichennutzungsplanes sieht im Anderungsbereich folgende
Darstellungen vor:

- Umwandlung von Griinfldche in Gewerbegebiet

- Umwandlung von Fldchen und Einrichtungen fiir den Gemeinbedarf in
Gewerbegebiet

- Umwandlung von Griinflache in Flichen und Einrichtungen fiir den Gemeinbedarf
(Kindertagesstitte)

- Umwandlung von Fldchen und Einrichtungen fiir den Gemeinbedarf in Griinflichen

- ersatzlose Streichung der Standortsymbole ,,Sportflache* und ,,Bildungseinrichtung
(Sonderschule)*

- Kennzeichnung der 6ffentlichen Griinfliche und teilweise der Fliache fiir den
Gemeinbedarf als Altlasten

Zweck der Anderung

Durch die angestrebte Flichennutzungsplaninderung sollen die rechtlichen
Voraussetzungen fiir die Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 — Ammersbaum -
geschaffen werden.



1.3

2.1

2.2

4.1

4.2
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Mit der Anderung des Fldchennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungsplanes Mg
146 wird als wesentlichstes Planungsziel die Umwandlung von Fléchen fiir den
Gemeinbedarf und 6ffentlichen Griinflichen in Gewerbegebiet verfolgt.

Ziele der Raumordnung und Landesplanung

Der Gebietsentwicklungsplan fiir den Regierungsbezirk Arnsberg - Teilabschnitt
Dortmund/Unna/Hamm enthilt fiir den Anderungsbereich folgende Darstellungen:
" Gewerbe — und Industriebereich" (Bereiche fiir nicht oder nicht

erheblich beldstigende Betriebe)

Verkehrsanbindung

Strafien

Der Anderungsbereich ist iiber die StraBe Ko&nigshalt optimal an das ortliche und
iiberdrtliche Hauptverkehrsstra3ennetz (A42/45 und A 2) angebunden.

Offentlicher Personennahverkehr (OPNV)

Der Anderungsbereich ist durch den S-Bahn-Haltepunkt in Dortmund-Oestrich (Entfernung
etwa 10 — 15 Gehminuten) an das OPNV-Netz angeschlossen.

Ver- und Entsorgung

Die Versorgung mit Gas, Wasser und elektrischer Energie wird durch die zusténdigen
Versorgungstriger, die Entsorgung durch die zustindigen Entsorgungstréger sichergestellt.

Baugrundverhiltnisse

Allgemeine Baugrundverhiltnisse

Im Bereich des Sportplatzes existieren bis 4,60 m hohe Aufschiittungen aus Bauschutt,
Schlacken und Bergematerial. Unter der Aufschiittung steht feinsandiger toniger Schluff an.
Im Bereich der Kindertagesstitte steht die gesamte Oberfliche aus Anschiittungen
unbekannter Herkunft von 0,5 m bis 1,0 m Dicke an. In Bereich der landwirtschaftlich
genutzten Flache wurde keine Anschiittung angetroffen.

Bergbauliche Einwirkungen

Zur Zeit ist liber bergbauliche Einwirkungen nichts bekannt, im Zuge der Beteiligung der
Tréager 6ffentlicher Belange wird das Landesoberbergamt angehort.
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7.1

Altlasten

Der Anderungsbereich ist im Detailplan der Stadt Dortmund — MaBstab 1: 5000 {iber
Altstandorte und Altablagerungen sowie sonstiger Belastungsflachen in der 6stlichen Hilfte
als ehemalige Hausmiilldeponie und Schiittungsfliche gekennzeichnet. Bereits 1991 wurde
im Rahmen diverser Planungsmalinahmen eine Gefdhrdungsabschétzung (diese kann beim
Stadtplanungsamt eingesehen werden) erstellt. Daraus ergeben sich fiir die kiinftigen
Nutzungen im Plangebiet folgende Konsequenzen:

Die geplante Gewerbenutzung ist ohne Einschrinkungen und Auflagen moglich.

Die Realisierung der geplanten Nutzungen ,,6ffentliches Griin“ und ,,Spielplatz* im Bereich
der Aufschiittungen setzt umfangreiche Sanierungsmafinahmen (Bodenaustausch,
Bodenabdeckung) voraus.

Die belasteten Flichen sind im Anderungsplan gem. § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB
gekennzeichnet worden. Aullerdem wird fiir diese Flache ein entsprechender konkreter

Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen.

Eigentumsverhiltnisse

Die von der Anderung betroffenen Fliichen stehen simtlich im Eigentum der Stadt
Dortmund.

Umweltschutz

Der Anderungsbereich wird durch unterschiedliche Lirmemittenten beeintriichtigt, die
Larmemissionen der Versorgungsbahn zum Kraftwerk Knepper, der S-Bahn-Strecke
Dortmund-Duisburg und der gewerblichen Nutzung siidwestlich des Planbereiches an der
StraBBe Kammerstiick. Eine konkrete Untersuchung fand im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens Mg 146 — Ammersbaum — statt.

Die vorgenannte schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass keine
MafBnahmen erforderlich sind, da die schalltechnischen Orientierungswerte unterschritten
werden.

Fachplanung

Verbandsgriinfliichen und Landschaftsschutzgebiete

Verbandsgriinflichen und Landschaftsschutzgebiete befinden sich nicht im
Anderungsbereich.



7.2

7.3

7.3.1

7.3.2

Freiraum

Im Anderungsbereich sind Flichen gem. § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB fiir MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dargestellt.
MaBnahmen zur Okologischen Aufwertung erfolgen im Bebauungsplan Mg 146.

Die Frage nach dem 6kologischen Ausgleich stellt sich hier nicht, da da der im
rechtskréftigen B Plan zuldssige Eingriff nicht {iber-, sondern unterschritten wird. Somit
besteht bei Beachtung bzw.Umsetzung der Festsetzungen zum Baumerhalt bzw. der
BepflanzungsmafBnahmen kein weiteres Ausgleichserfordernis im Sinne des § 1a Abs. 3
BauGB.

Denkmalschutz

Baudenkmale

Baudenkmale sind im Anderungsbereich nicht vorhanden.

Bodendenkmale

Bodendenkmale sind im Anderungsbereich nicht bekannt. Es ist jedoch nicht
auszuschlieBen, dass bei Bodeneingriffen Bodendenkmale entdeckt werden. Fiir
diesen Fall wird im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 iiber einen
entsprechenden Hinweis auf die Melde- und Sicherungspflicht hingewiesen.

Stiadtebaulicher Zahlenspiegel

FlachengroBen:
Gewerbeflache ca. 1,4 ha
Gemeinbedarfsflache ca. 0,6 ha

Flache zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft ca. 0,4 ha
Offentliche Griinflache ca. 1,6 ha
Gesamtflache: ca. 4,0 ha

Dortmund, den

Wilde
Ltd. Stadt. Baudirektor
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Anlage 3

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag
zum
Bebauungsplan Mg 146

- Ammersbaum —



INHALTSVERZEICHNIS

L. Rechtliche Grundlagen

2. Darstellung der Bewertungsmethode

3. Gegeniiberstellung der Eingriffssituationen

4. Eingriffs-/Ausgleichsbilanz (Tabellen A u. B)

E:\eserver\epdfiin\72C27063226F4FC5C12574240064A38D108.doc



1. Rechtliche Grundlagen

Nach § 1 Abs. 5 Satz 1 BauGB sollen Bauleitplédne dazu beitragen, eine menschenwiirdige
Umwelt zu sichern und die natiirlichen Lebensgrundlagen zu schiitzen und zu entwickeln. §
1 Abs. 5 Nr. 7 BauGB bestimmt, daf3 bei Aufstellung der Bauleitplédne gemil § 1a die
Belange des Umweltschutzes, auch durch die Nutzung erneuerbarer Energien, des
Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere des Naturhaushaltes, des Wassers,
der Luft und des Bodens einschlieflich seiner Rohstoffvorkommen, sowie das Klima zu
beriicksichtigen sind. § 1 a Abs. 1 BauGB beinhaltet die Vorgabe, dal mit Grund und Boden
sparsam und schonend umgegangen werden soll und dabei Bodenversiegelungen auf das
notwendige Mal} zu begrenzen sind.

Konkretere Regelungen zu Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege treffen
die entsprechenden Fachgesetze wie das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und das
Landschaftsgesetz von Nordrhein-Westfalen (LG NW). Nach § 8 Abs. 1 BNatSchG gelten
Veranderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflichen, die die Leistungsfahigkeit des
Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeintrachtigen kdnnen,
als Eingriff in Natur und Landschaft. Der Verursacher eines Eingriffes ist zu verpflichten,
vermeidbare Beeintridchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen
(Vermeidungsgebot), sowie unvermeidbare Beeintrachtigungen innerhalb einer zu
bestimmenden Frist durch MaBBnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
auszugleichen (Ausgleichspflicht - § 8 Abs. 2 Satz 1).

Durch § 8 a BNatSchG wird die Priifung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung auf
die Ebene der Bauleitplanung vorverlagert. Nach § 8 a Abs. 1 BNatSchG ist bei Aufstellung
von Bauleitpldnen, aufgrund dessen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind,
iiber die Vermeidung und den Ausgleich nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu
entscheiden.

Ausgeglichen ist ein Eingriff, wenn nach seiner Beendigung keine erhebliche oder
nachhaltige Beeintrachtigung des Naturhaushaltes zuriickbleibt und das Landschaftsbild
landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist (§ 8 Abs. 2 Satz 4). § 8 Abs. 9
ermoglicht den Landern, weitergehende Vorschriften zu erlassen beziiglich Er-
satzmaBBnahmen bei nicht ausgleichbaren, aber vorrangigen Eingriffen (siche § 5 LG NW).

Dabei ist zu berticksichtigen, dal gemal3 § 3 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG alle Behorden und
offentlichen Stellen im Rahmen ihrer Zusténdigkeit die Verwirklichung der Ziele des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu unterstiitzen haben.

Weiter ist darauf zu achten, daB3 sich die Belange des Naturschutzes und der
Landschaftspflege nach § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 7 BauGB nicht in die Regelung des § 8 a Abs.
1 BNatSchG erschopfen, sondern auch die in den §§ 1 und 2 BNatSchG dargelegten Ziele
und konkretisierten Grundsitze mitumfassen. Insbesondere wird im § 2 Abs. 1 Nr. 2 die
Bedeutung des besiedelten Bereiches hervorgehoben.
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Danach sind dort Teile von Natur und Landschaft, auch begriinte Flachen und deren
Bestinde, in besonderem Male zu schiitzen, zu pflegen und zu entwickeln.

Bei dem vorliegenden Bebauungsplanentwurfes Mg 146 - Ammersbaum - handelt es sich
um eine Teilgebietsdnderung des rechtskréiftigen Bebauungsplanes Mg 129. In diesem Fall
ist zu priifen, inwieweit nach § la Abs. 3 BauGB Eingriffe aufgrund bereits bestehenden
Baurechts zuldssig waren und Ausgleicherfordernisse bestehen.

2. Darstellung der Bewertungsmethode

Der vorliegende Beitrag erfolgte auf der Basis der Methode zur 6kologischen Bewertung der
Biotopfunktion von Biotoptypen von Dankwart Ludwig mit Beitrdgen von Holger Meinig
(Bochum 1991, Froelich und Sporbeck).

Grundlage der verwendeten Bewertungsmethode ist die Zuordnung der Biotoptypen zum
Biotoptypenschliissel der Landesanstalt fiir Okologie, Bodenordnung und Forsten NRW
(LOBF) und des Programmes zur Erfassung von Pflanzenarten in Niedersachsen (Haeupler
und Garve, 1983).

Zur Bewertung werden 6kologisch bedeutsame Kriterien herangezogen, die die
okologischen Verhéltnisse eines Lebensraumes wiedergeben.
Es sind dies:

- Natiirlichkeit (N)

- Wiederherstellbarkeit (W)

- Gefahrdungsgrad (G)

- Maturitit (Reife) (M)

- Struktur- und Artenvielfalt (SAV)
- Haufigkeit (H)

Den Bewertungskriterien werden Wertzahlen von 0 - 5 zugeordnet und additiv zu einem
jeweiligen Gesamtwert (W1, W2), der max. 30 Punkte betragen kann, verkniipft.

Dieser Gesamtwert (W1, W2) wird mit dem Flichenmal} der beanspruchten oder geplanten
Biotoptypen multipliziert und ergibt so den jeweiligen dkologischen Gesamtwert (G1, G2).

Durch eine Gegentiberstellung der jeweiligen 6kologischen Gesamtwerte von Bestand und
Planung kann somit iiberpriift werden, inwieweit sich die 6kologische Gesamtsituation
innerhalb des Geltungsbereiches positiv oder negativ verdndert, und ob die festgesetzten
MalBnahmen bzw. Flichen fiir Mafinahmen ausreichend sind, um die durch die Planung
entstehenden Eingriffe zu kompensieren.

Beim Nachweis eines 6kologischen Defizites ist zu liberpriifen, inwieweit die angedachten
AusgleichsmafBnahmen erweitert werden konnen.
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Bei der Ermittlung der {iberbaubaren Fldchen wird in der Regel die jeweilige
Grundflichenzahl zugrundegelegt.

3. Gegeniiberstellung der Eingriffssituationen aus dem rechtskriifticen Bebauungsplan
Mg 129 und des Bebauungsplanentwurfes Mg 146 — Ammersbaum -

Der rechtskriftige Bebauungsplan Mg 129 setzt auf ca. 1,5 ha Flachen fiir den
Gemeinbedarf (Sonderschule und Kindertagesstitte), auf ca. 2,1 ha 6ffentliche Griinfliche
(Sport- und Spielanlagen) und auf ca. 0,4 ha einen Parkplatz sowie einen FuBweg fest. Bei
Zugrundelegung einer GRZ von 0,4 beim Gemeinbedarf sowie einer Vollversiegelung beim
Parkplatz und FuBweg ist hier von einer Gesamtversiegelung von ca. 10.300 qm
auszugehen.

Der Bebauungsplanentwurf Mg 146 setzt auf ca. 0,6 ha Flache fiir den Gemeinbedarf
(Kindertagesstitte), auf ca. 1,4 ha Gewerbegebiet (incl. Abpflanzungsstreifen) und auf ca.
2,0 ha offentliche Griinflache(Parkanlage und Spielplatz) fest. Bei einer GRZ von 0,4 beim
Gemeinbedarf sowie 0,8 beim Gewerbegebiet ist mit einer Versiegelung von ca. 11.760 qm
zu rechnen.

Bei Gegeniiberstellung der beiden Bebauungspline ergibt sich aufgrund unterschiedlicher
Festsetzungen (u.a. Griinfestsetzungen) auch unterschiedliche Biotoptypen. Der
rechtskriftige Bebauungsplan Mg 129 weist einen 6kologischen Gesamtwert innerhalb des
Anderungsbereiches von 213.300 Punkten (s. Tab. A)auf. Demgegeniiber betrigt der
Gesamtflichenwert des Bebauungsplanentwurfes Mg 146 — Ammersbaum — 239.180
Biotoppunkte (s. Tab. B). Daraus ergibt sich, dass der gemil des rechtskréftigen
Bebauungsplans Mg 129 zuléssige Eingriff nicht {iberschritten wird, sondern ein
Uberschuss von 25.880 Punkten erreicht wird. Somit besteht bei Beachtung bzw.
Umsetzung der Festsetzungen zum Baumerhalt bzw. der BepflanzungsmafBnahmen kein
weiteres Ausgleichserfordernis im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB.
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Eingriffs-/Ausgleichsbilanz

Rechtskraftiger Bebauungsplan Mg 129

Tabelle A
Okologischer
Biotoptypen SAV Gesamtwert Flache in gm Gesamtwert
(Planung) (W1) (A) (W1xA)=G1
Gemeinbedarf Bebauung 0 0 6.000 0
Gemeinbedarf Freiflache (HJ 5) 2 7 9.000 63.000
Offentl. Griinflaiche (HM52) 2 9 7.700 69.300
Sportanlage (HU 2) 1 6 13.500 81.000
Parkplatz u. FuBweg (HY 1) 0 0 4.300 0
(")kolog_;ischer Gesamtwert G1 213.300
72C27063226F4FC5C12574240064A38D109.xls 07.04.2008
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Anhang 1
Abstandsliste 1998
(4. BImSchV: 19.03.1887)
Abstands- Abstand inm Lfd. Nr. Nummer (Spalle)  Betriebsant
Klasse der 4, BImSchV
1 1500 1 1.1(1) Kraftwerke mit Feuerungsanlagen fUr den Einsatz von festen,
fldssigen oder gasformigen Brennstoffen, soweit die Feuerungs-
warmeleistung 800 MW Ubersteigt
2 1.41 (1) Anlagen zur Trockendestillation, insbesondere von Steinkohle,
Braunkohle, Holz, Torf oder Pech (z. B. Kokereien, Gaswerke und
Schwelereien), ausgenommen Holzkohlenmeiler
3 3.2(1) Anlagen zur Gewinnung von Rcheisen
4 4.1 (1) Anlagen zur fabrikmaRigen Herstellung von Stoffen durch ]
chemische Umwandlung mit mehr als 10 Produktionsaniagen
5 4.4 (1) Anlagen zur Destillztion oder Raffination oder sonstigen
Weiterverarbeitung ven Erdel odzr Erdélerzeugnissen in Mineral-
¢l-, Altal- oder Schmierstoffraffinzrien, in petrochemischen Werken
oder bei der Gewinnung von Pz:affin
1 1000 6 1.14(1) Anlagen zur Vergasung oder Verfiissigung von Kohle
7 2.14(2) j Anlzgen zur Herstellung von Formstidcken unter Venwendung von
Zement oder anderen Bindemitteln durch Stampfen, Schocken,
Ratteln oder Vibrieren mit einer Produktionsleistung von 1 t oder
mehr je Stunde im Freien (*)
8 3.1 (1) Anlagen zum Résten, Schmelzen und Sintern von Erzen
< ik 3.2(1) Anlagen zur Gewinnung von Nichteisenrohmetallen aus Erzen oder
Sekundérrohstoffen (Blei-, Zink- und Kupfererzhiitten)
10 33 (1) Anlagen zur Stahlerzeugung, ausgenommen Lichtbogentfen mit
weniger als 50 t Gesamtabstichgewicht sowie Induklionstfen (°)
(s. auch Ifd. Nrn. 26 und 45)
11 3.15(2) Anlagen zur Herstellung oder Reparatur von Behdliern aus Mefall
im Freien (z. B. Container) (*)
12 3.18 (1) Anlagen zur Herstellung oder Reparatur von Schiffskérpern« o1
-sektionen zus Metall im Freien (°)
13 4.1 (1) Anlagen zur fabrikm&Rigen Herstellung von Stoffen durch
chemische Umwandlung mit hichstens 10 Produktionsznlagen
14 4.1b (1) Anlagen zur fabrixmafigen Herstellunj von Metallen oder
4.1¢c(1) Nichtmetallen auf nassem Wega oder mit Hiife elektrischer Energie
sowie von Ferrolegierungen, Korund oder Karbid einschlieflich
Aluminiumhitten - :
15 4.1d (1) “Anlagen zur fabrikmaRigen Herstsllung von Schwefel oder
Schwefelerzeugnissen
16 4.1h(1) Anlagen zur fabrikmanigen Hers!ellung von Chemiefasern
17 6.3 (1) Anlagen zur Herstellung von Helzfaserplatten, Holzspanplatten oder
Holzfasermatten
18 7.12(1) Anlagen zur Tierkérperbeseitigung sowie Anlagen, indenen
Tierkdrperteile oder Erzeugnisse tierischer Herkunft zur Beseitigung
in Tierkarperbeseitigungsanlagen gesammelt oder gelagert werden
19 10.16 (2) Prufstande fOr oder mit Luftschrauben, RckstoRantrieben oder
Strahltriebwerken
20 10.19 (2) Anlagen zur Luftverfldssigung mit einem Durchsalz von
25 t Luft je Stunde oder mehr (*)
21 - Anlagen zur Herstellung von Eisen- oder stahlbaukonstruktionen im

Freien (%)
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Abstands-
klasse

Abstand inm

Lfd. Nr.

Nummer (Spalte)
der 4. BImSchV

Betriebsart

700

S00

22

23

24

25

26

27

28

29

30

3
32

33

34

35

36

37

38

39

1.1(1)

1.12(1)

23(1)
24(2)

33(1)

34(1+2)

4.1a (1)
41d (1)
41e(l)

4.11(1)
46(1)
7.15 (1)
8.8 (1)

1.1(1)

1.7(1)

1.8 (2)

1.9(2)

Kraftwerke und Heizkraftwerke mit Feuerungsanlagen fur den
Einsatz von festen, fl0ssigen oder gasférmigen Brennstoffen,
soweit die Feuerungswarmeleistung

a)  bei Kraftwerken mehr als 150 MW bis max. 800 MWV betragt
b)  bei Heizkraftwerken 300 MW CObersteigt

Anlagen zur Destillation oder Weiterverarbeitung von Teer oder
Teererzeugnissen oder von Teer- oder Gaswasser

Anlagen zur Herstellung von Zementklinker oder Zementen

Anlagen zum Brennen von Bauxit, Dolomit, Gips, Kalkstein,
Kieselgur, Magnesit, Quarzit eder von Ton zu Schamotte

Anlagen zur Stahlerzeugung mit Lichtbogensfen unter 50 t
Gesamtabstichgewicht () (s. auch Ifd. Nrn. 10 und 45)

Anlagen zum Umschmelzen von Nichteisenmetallen (Altmetall),

ausgenommen

- Vakuum-Schmelzanlagen,

- Schmelzanlagen fdr GuBlegierungen aus Zinn und
Wismut oder aus Feinzink und Aluminium in Verbindung
mit Kupfer oder Magnesium,

- Schmelzanlagen, die Bestandteil von Druck- oder
KokillengieRmaschinen sind,

- Schmelzanlagen far Edelmetalle oder fur Legierungen,
die nur aus Edelmetallen oder aus Edeimetallen und
Kupfer bestehen, und

- Schwalistbader

(s. auch Ifd. Nrn. 92 und 158)

Anlagen zur fabrikmiRigen Herstellung von anerganischen
Chemikalien wie S4uren, Basan, Salze

Anlagen zur fabrikmaBigen Herstellung von Hzlogenen oder
Halogenerzeugnissen

Anlagen zur fabrikmaRigen Herstellung von phosphor- oder
stickstoffhaltigen Dingemitteln

Anlagen zur fabrikmaBigen Herstellung von Kohlenwasserstoffen
Anlagen zur Herstellung von Ruid
Kottrocknungsanlagen

Anlagen zur chemischen Behandlung von besonders
Oberwachungsbeddrftigen oder Uberwachungsbaddrftigen Abfallen,
auf die die Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und
Abfaligeselzes Anwendung finden

Aufberéi{ungsanfagen fur schmelzflussige Schlacke (2. B.
Hochofenschlacke)

Automobil- u, Motorradfabriken sowie Fabriken zur Herstellung von
Verbrennungsmotoren i

Hzizkraftwerke und Heizwerke mit Feuerungsanlagen fUr den
Einsalz von festen, fiussigen oder gasférmigen Brennstoffen,
soweit die Feuerungswarmeleistung

a)  bei Heizkraftwerken von 100 MW bis 300 MW

b)  beiHeizwerken mehr als 100 MW

betrdgt

Kahitdrme mit einem Kihlwasserdurchsztz von 10 000 m? oder
mehr je Stunde

Elektroumspannanlagen mit einer Oberspannung von
220 kV oder mehr einschlieRlich der Schaltfelder, ausgenommen
eingehauste Elektroumspannanlagen (%)

Anlagen zum Mahlen oder Trocknen von Kohle mit einer Leistung
von 30 t oder mehr je Stunde
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Abstands- Abstand in m Lfd. Nr. Nummer (Spalte)  Betriebsart
klasse der 4. BImSchV
W 500 41 1.10(1) Anlagen zum Brikettieren von Braun- oder Steinkohle
42 .28 (.1) Anlagen zur Herstellung von Glas, 2uch soweit es aus Altglas
- hergestellt wird, einschlieBlich Glas‘asern, die nicht fur
medizinische oder fernmeldetechnische Zwecke bestimmt sind
43 211 (1) Anlagen zum Schmelzen mineralischer Stoffe
44 2.13(2) .- Anlagen zur Herstellung von Beton, Mértel oder Straenbaustoffen
unter Verwendung von Zement, auch soweit die Einsatzstoffe
lediglich trecken gemischt werden
45 2.15(1) Anlagen zur Herstellung oder zum Schmelzen von Mischungen aus
Bitumen oder Teer mit Mineralstoffza einschlieflich
Aufbereitungsanlagen fur bitumindsz Straenbaustoffe und
Teersplittanlagen mit einer Produktionsleistung von 200 t oder mehr
je Stunde '
46 3.3(1) Anlagen zur Stahlerzeugung mit Incuktionséfen, Anlagen zum
3.7 (1) Erschmelzen von GuReisen sowie Eisen-, Temper- oder Stahl-

a7

439
50
51
52

53
54

S5

56

57

58

gielereien, ausgenommen Anlagen, in denen Formen oder Kerne
auf kaltem Wege hergestellt werdan, mit einer Leistung von 80 t
oder mehr GuRteile je Monat (s. auch Ifd. Nrn. 10 und 26)

36(1+2) Anlagen zum Walzen von Metallen, 2usgenommen Anlagen zum
Walzen von Kaltband mit einer Bancoreite bis 650 mm (°)

311 (1+2) Schmiede-, Hammer- oder Fallwerks (*)

3.14(1+2) Anlagen zum Zerkleinern von Schrct durch Rotorm@hlen mit einer

Nennleistung des Rotorantriebes ven 100 KW cder mehr

3.16(1) Aniagen zur Herstellung von warmgs'ertigten nahtlosen
oder geschweilten Rohren aus Stahl (*)

4.1g (1) Anlagen zur fabrikmanigen Hersteliung von organischen
Chemikalien cder L&sungsmitteln wiz Alkchole, Aldehyde, Ketone,
Sduren, Ester, Acetate, Ather

4.1h (1) Anlagen zur Herstellung von Kunstsioffen

4.1k (1) Anlagen zur fabrikm&Rigen Herstellung von Kunstharzen

4.1m (1) Anlagen zur fzbrikm4Rigen Hersteliung von synthetischem
Kautschuk

_4.5 (1) Anlagen zur Herstellung von Schmizrstoffen wie Schmierdle,

Schmierfette, Metalibearbeitungssle

4.7 (1) - Anlagen zur Herstellung von Kohlenstoff (Hartbrandkohle) oder
Elektrographit durch Brennen, z. B. fur Elektroden, Stromabnehmer
oder Apparateteile

48 (1) Anlagen zur Aufarbeitung von organ'schen Lésungsmitteln durch
Destillieren mit einer Leistung von 3t oder mehr je Stunde

5.1 (1) Anlagen zum Beschichten, Lackieren, Kaschieren, Impragnisren
oder Tranken von Gegenstinden, G'as- oder Mineralfasern cder
bahnen- oder tafelférmigen Materializn einschliellich der
zugehdrigen Trocknungsanlagen mit
a) Lacken, die organische Lésungsmittel enthalten und von

diesen 250 kg oder mehr je Stunde eingesetzt werden,

b)  Kunstharzen, die unter weitgehender Selbstvernetzung
ausreagieren (Reaktionsharze), wie Melamin-, Harnstoff-,
Phenol-, Epoxid-, Furan-, Kresal-, Resorcin- oder
Polyesterharzen, sofern die M2nge dieser Harze 25 kg oder
mehr je Stunde betragt, oder

c)  Kunststoffen oder Gummi untzr Einsatz von 250 kg
organischen Lysungsmitteln cdar mehr je Stunde,

ausgenommen Anlagen fir den Einsz!z von Pulverlacken oder

Pulverbeschichtungsstoffen
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Abstands-
klasse

Abstand inm Lfd. Nr.

Nummer (Spalte)
der 4. BImSchV

Betriebsart

v

500 S9

60

61

62

63

64

65
66
67
68

69

70

g

72

55(2)

5.8 (2)

7.1 (1)

7.3(1)

79(1)

7.11(1)

719(2)
7.21 (1)
7.23(1)
7.24(1)

7.25(2)

8.1 (1)

83 (1)

85 (1)

. Anlagen zum Isolieren von Drahten unter Verwendung von Phenol-

oder Kresolharzen g

Anlagen zur Herstellung von Gegenstanden unter Verwendung von
Amino- oder Phenoplasten, wie Furan-, Harnstoff-, Phenol-,
Resorcin- oder Xylolharzen mittels Warmebehandlung, soweit die
Menge der Ausgangsstoffe 10 kg oder mehr je Stunde betragt

Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Geflugel oder

Mastkalbern oder zum Halten oder zur getrennten Aufzucht von

Schweinen mit :

a) 51000 Hennenpldtzen,

b) 102 000 Junghennenplatzen,

c) 102 000 MastgefUgelplatzen,

d) 51000 TruthGhnermastpldtzen,

e) 1500 Mastschweineplatzen (Schweine von 30 kg
oder mehr Lebendgewicht),

f) 640 Sauenplatzen einschlieBlich dazugehrender
Ferkelaufzuchtplatze (Ferkel bis weniger als
30 kg Lebendgewicht), :

g) 820 Sauenpldtzen einschliellich dazugehé&render
Ferkelaufzuchtpldtze (Ferkel bis weniger als
10 kg Lebendgewicht) oder

h) 5 400 Ferkelplatzen fur die getrennte Aufzucht
(Ferkel von 10 bis weniger als 30 kg Lebend-
gewicht),

i) 700 Mastkalberplatzen

oder mehr, auch soweit nicht genehmigungsbedurtig

Anlagen zum Schmelzen von tierischen Fetten mit Ausnahme der
Anlagen zur Verarbeitung von selbstgewonnenen tierischen Fetten
zu Speisefetten in Fleischereien mit einer Leistung bis zu 200 kg
Speisefett je Woche

Anlagen zur Herstellung von Futter- oder DUngemitteln oder
technischen Fetten aus den Schlachtnebenprodukten Knochen,
Tierhaare, Federn, Hdrner, Klauen oder Blut

Anlagen zum Lagern unbehandelter Knochen, ausgenommen
Anlagen fUr selbstgewonnene Knochen in
- Fleischereien, in denen je Woche weniger zls
4 000 kg Fleisch verarbeitet werden, und
- Anlagen, die nicht durch Nr. 114 erfal’t werden

Anlagen, in denen Sauerkraut hergestelit wird, soweit 10 t Kohl oder
mehr je Tag verarbeitet werden

Muhilen for Nahrungs- oder Futtermittel mit einer Produktions-
leistung von 500 t je Tag oder mehr (°)

Anlagen zum Extrahieren pflanzlicher Fette oder Ole, soweit die
Menge des eingesetzten Extraktionsmittels 1 t oder mehr betragt

Anlagen zur Herstellung oder Raffination von Zucker unter
Verwendung von Zuckerriben oder Rohzucker

Anlagen zur Trocknung ven Grinfutter, ausgenommen Anlagen zur
Trocknung von selbstgewonnenem GrOnfutter im
landwirtschaftiichen Betrieb

Anlagen zur teilweisen oder vollstandigen Beseitigung von festen, ;
flussigen oder in Behaltern gefaliten gasférmigen Stoffen oder £
Gegenstanden durch thermische Verfahren, wie Ver- oder
Entgasung, Verbrennung oder eine Kombination dieser Verfahren

Anlagen zur Rckgewinnung von einzelnen Bestandteilen aus
festen Stoffen d_urch Verbrennen

Anlagen zur Kompostierung mit einer Durchsatzleistung von mehr
als 10 th (Kompostwerke)
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Abstands- Abstand inm Lfd. Nr.

klasse

Nummer (Spalte)
der 4. BImSchV

Betriebsart

v 500 73

74
75

75
77
78

. v 300 73

80

81

82

83

84

85

86

® -

&8

89

90

8.11(2)

9.35 (2)

15(1+2)

19(2)

1.13(1)
1.15 (1)

21(2)

22(2)

25(2)

26 (1)
27(2)
2.40(1)

2.14(2)

215(2)

32(2)

Offene oder unvollstandig geschlossene Anlagen zum Be- oder
Entladen von Schattgatern, die im trockenen Zustand stauben
ksnnen, duch Kippen von Wagen oder Behaltern oder unter
Verwendung von Baggern, Schaufelladegeraten, Greifern,
Saughebern oder ahnlichen Einrichtungen, soweit 200 t Schattgtter
oder mehr je Tag bewegt werden kénnen, ausgenommen Anlagen
zum Be- oder Entladen von Erdaushub oder von Gestein, das bei
der Gewinnung oder Aufbereitung von Bedenschatzen anfallt; far
nur saisonal genutzte Getreideannahmestellen tritt die
Genehmigungspflicht erst bei einer Umschlagleistung von 400 t
oder mehr je Tag ein

Aniager&zm Lagerung von Guile mit einem Fassungsvermdgen von
2500 m* oder mehr

Oberirdische Deponien fUr besonders Oberwachungsbeddritige
Abfalle i.S. der Technischen Anleitung Abfall, Teil 1

Abwasserbehandlungsaniagen fur mehr als 100 000 EGW
Autokinos (*)
Betriebshdfe fur Stralenbahnen (*)

Gasturbinenanlagen zum Antrieb von Generatoren oder
Arbeitsmaschinen (*)

Anlagen zum Mahlen oder Trocknen von Kohle mit einer Leistung
von 1t bis weniger als 30 t je Stunde

Anlagen zur Erzeugung von Generator- oder Wassergas aus festen
Brennstoffen oder Stadt- oder Ferngas aus Kohlanwasserstoffen
durch Spalten

Steinbrlche, in denen Sprengstoffe oder Flammstrahler verwendet
werden

Anlagen zum Brechen, Mahlen oder Klassieren von natirlichem
cder kinstlichem Gestein einschliefilich Schlacke und
Abbruchmaterial, ausgenommen Klassieranlagen fir Sand cder
Kies und Anlagen zur Behandlung von Abbruchmaterial am
Entstehungsort

Anlagen zum Mahlen von Gips, Kieselgur, Magnesit, Mineralfarben,
Muschelschalen, Talkum, Ton, Tuff (Tral) oder Zementklinker

Anlagen zur Gewinnung, Bearbeitung oder Verarbeitung von Asbest
Anlagen zum Blahen von Perlite, Schiefer oder Ton

Anlagen zum Brennen keramischer Erzeugnisse, soweit der
Rauminhalt der Brennanlage 4 m® oder mehr und die Besatzdichte
300 kg oder mehr je m* Rauminhalt der Brennanlage betragt,
ausgenommen elekirisch beheizte Brenntfen, die diskontinuierlich
und ohne Abluftfahrung betrieben werden

Anlagen zur Herstellung von Formsttcken unter Verwendung von
Zement oder anderen Bindemitteln durch Stampfen, Schecken,
Rutteln oder Vibrieren mit einer Produktionsleistung von 1 t oder
mehr je Stunde in geschlossenen Hallen (*)

Anlagen zur Herstellung oder zum Schmelzen von Mischungen aus
Bitumen oder Teer mit Mineralstoffen einschlieBlich
Aufbereitungsanlagen far bitumindse StraBenbaustoffe und
Teersplittanlagen mit emer Produktionsleistung bis weniger als

200t je Stunde

Anlagen zur thermischen Aufbereitung von Hattenstauben for die
Gewinnung von Metallen oder Metaliverbindungen im Drehrohr oder
in einer Wirbelschicht
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Abstands-
klasse

Abstand inm

Lfd. Nr.

Nummer (Spalte)
der 4. BImSchV

Belriebsart

v

300

91

92

93

94

S5

96

97

98

99

101

102

103

104

105

3.3(2)
3.7(2)

3.4(1)
3.8(1)

35(2)

39(1+2)

3.15(2)
3.18(1)
321(1+2)

323(1+2)

441 (1)
41p (1)

42(1+2)

43(2)
48(2)
4.9(2)

410(2)

Anlagen zum Erschmelzen ven GuBeisen oder Stahl mit einer
Schmelzleistung bis zu 2,5 t je Stunde, Vakuum-Schmelzanlagen
fir GuRleisen oder Stahl mit einer Einsatzmenge von 5 t oder mehr
sowie Eisen-, Temper- oder StahlgieRereien, in denen Formen oder
Kerne auf kaltem Wege hergestellt werden, mit einer Leistung von
weniger als 80 t Gulteile je Monat

Schmelzanlagen fOr Nichteisenmetalle fir einen Einsatz von
1000 kg oder mehr sowie GieBereien fur Nichteisenmetalle,
ausgenommen

- Vakuum-Schmelzanlagen,

- Schmelzanlagen fr GuBlegierungen aus Zinn und
Wismut oder aus Feinzink und Aluminium in Verbindung
mit Kupfer oder Magnesium,

- Schmelzanlagen, die Bestandteil von Druck- oder
KokillengieRmaschinen sind,

- Schmelzanlagen fUr Edelmetalle oder fUr Legierungen,
die nur aus Edelmetallen oder aus Edelmetallen und
Kupfer bestehen, und

- Schwallétbéder

(s. auch Ifd. Nrn. 27 und 156)

Anlagen zum Abziehen der Oterfldchen von Stahl, insbesondere
von Blécken, Brammen, KnUppeln, Platinen eder Blechen, durch
Flammen

Anlagen zum Aufbringen von metallischen Schutzschichten auf
Metalloberflichen aus Blei, Zinn, Zink, Nickel oder Kobalt mit Hilfe
von schmelzflussigen Badern, durch Flamm- oder
Lichtbogenspritzen

Anlagen zur Herstellung oder Reparatur von Behaltern aus Metall in
geschlossenen Hallen (z. B. Dampfkessel, Container) (*)

Anlagen zur Herstellung oder Reparatur von Schiffskarpern oder
-sektionen aus Metall in geschiossenen Hallen (*)

Anlagen zur Herstellung von Eleiakkumulzatoren oder
Industriebatteriezellen und sonstiger Akkumulatoren

Anlagen zur Herstellung von Aluminium-, Eisen- oder
Magnesiumpulver oder -pasten, von blei- cder nickelhaltigen -
Pulvern oder Pasten oder sonstigen Metallpulvern oder -pasten,
ausgenommen Anlagen zur Herstellung von Metallpulver durch
Stampfen

Anlagen zur fabrikmaBigen Herstellung von unter Druck geléstem
Acetylen (Dissousgasfabriken)

Anlagen zur fabrikm3Rigen Herstellung ven Seifen oder
Waschmitteln durch chemische Umwandiung

Anlagen, in denen Pflanzenschutz- oder Schadlings-
bekdmpfungsmittel oder ihre VWirkstoffe gemahlen oder maschinell
gemischt, abgepackt oder umgefulit werden

Anlagen zur fabrikmafligen Herstellung ven Arzneimitteln oder
Arzneimittelzwischenprodukten ohne chemische Umwandlung

Anlagen zur Aufarbeitung ven organischen Lésungsmitteln durch
Destillieren mit einer Leistung von 1 t bis weniger als 3 tje Stunde

Anlagen zum Erschmelzen ven Natur- oder Kunstharzen mit einer
Leistung von 1 t oder mehr je Tag

Anlagen zur Herstellung von Anstrich- oder Beschichtungsstoffen
(Lasuren, Firnis, Lacke, Dispersionsfarben) oder Druckfarben unter
Einsatz von 5 t je Tag oder mehr organischer Lésungsmittel,
ausgenommen Anlagen, in denen ausschlieBlich hochsiedende Ole
als Lésungsmittel ohne Warmebehandlung eingesetzt werden
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Abstands- Abstandinm Lfd. Nr.

klasse

Nummer (Spalte)
der 4. BImSchV

Betriebsart

v 300 106

107

108

109

110

111

112

113

114

115

51 (2)

5.2 (1+2)

54(2)

56(2)

59(2)

6.2 (2)

6.4(2)
7.1 (1)

72(1+2)

7.4(1)

Anlagen zum Beschichten, Lackieren, Kaschieren, Impragnieren
oder Tranken von Gegenstanden, Glas- oder Mineralfasern oder
bahnen- oder tafelformigen Materiziien einschliefilich der
zugehdrigen Trocknungsanlagen mit

a) Lacken, die organische Losungsmittel enthalten und von diesen
25 kg bis weniger als 250 kg je Stunde eingesetzt werden,

b) Kunstharzen, die unter weitgehender Selbstvernetzung
ausreagieren (Reaktionsharze), wie Melamin-, Harnstoff-,
Phenol-, Epoxid-, Furan-, Krescl-, Resorcin- oder
Polyeslerharzen, sofern die Menge dieser Harze 10 kg bis
weniger als 25 kg je Stunde betrigt, oder

c) Kunststoffen oder Gummi unter Einsatz von 25 kg bis wenlger
als 250 kg organischer Lésungsmittel je Stunde,

ausgenommen Anlagen far den Einsatz von Pulverlacken oder

Pulverbeschichtungsstoffen

Anlagen zum Bedrucken von bahnen- oder tafelférmigen Materialien
mit Rotationsdruckmaschinen einschlielich der zugehbngen
Trocknungsanlagen

Anlagen zum Tranken oder Uberziehen von Stoffen oder
Gegestanden mit Teer, Teerd| oder heilem Bitumen, ausge-
nommen Anlagen zum Tranken oder Uberziehen von Kabeln mit
heiem Bitumen

Anlagen zur Herstellung von bahnenférmigen Materialien auf
Streichmaschinen einschlieBlich der zugehbrigen
Trocknungsanlagen unter Verwendung von Gemischen aus
Kunststoffen und Weichmachern oder von Gemischen aus
sonstigen Stoffen und oxidiertem Leindl

Anlagen zur Herstellung von Reibbsl2gen unter Verwendung von
Phenoplasten oder sonstigen Kunstharzbindemitteln, soweit kein
Asbest eingesetzt wird .

Anlagen, die aus einer cder mehreren Maschinen zur fabrikmaBigen
Herstellung von Papier und Pappe bestehen (*)

Anlagen zur Herstellung von Wellpzppe

Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Geflugel oder

Mastkalbern oder zum Halten eder zur getrennten Aufzucht von

Schweinen mit

a) 14000 bis weniger als 51 000 Hennenplzizen,

b) 28 000 bis weniger als 102 000 Junghennznplatzen,

c) 28 000 bis weniger als 102 000 Mastgeflugelplatzen,

d) 14000 bis weniger als 51 000 TruthGhnermastplatzen,

e) 525 bis weniger als 1 900 Mastschweineplatzen
(Schweine von 30 kg oder mehr Lebendgewicht),

f) 175 bis weniger als 640 Sauenplatzen ein-
schiieBlich dazugehtrender Ferkelaufzucht-
platze (Ferkel bis weniger als 30 kg Lebend-
gewicht),

a) 225 bis weniger als 820 Sauenplatzen einschliel-
lich dazugehtrender Ferxelaufzuchtplitze
(Ferkel bis weniger als 10 kg Lebendgewicht)
oder

h) 1500 bis weniger als 5 400 Ferkelplatzen fUr die
gelrennte Aufzucht (Ferkal von 10 bis weniger
als 30 kg Lebendgewicht),

i) 200 bis weniger als 700 Mastkalberplatzen

auch soweit nicht genehmigungsbedirftig

Anlagen zum Schlachten von
a) S00 kg oder mehr Lebendgevicht Gefligel oder
b) 8000 kg oder mehr Lebendgewicht sonstiger Tiere je Woche

Anlagen zur fabrikmaRigen Herstellung von Tierfutter durch
Erwarmen der Bestandteile tierischer Herkunft
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Abstands-
klasse

Abstand inm

Lfd. Nr.

Nummer (Spalte)
der 4. BiImSchV

Betriebsart

Vv

300

116

117

118

119

121

122

123
124

125

126

127

128

129

130

131

132

7.4(2)

76(2)
77(2)
78(1)

7.10(1)

7.13(2)
7.14(2)

7.22(2)

7.29(2)
7.30(2)

7.31(2)

8.4(2)

8.5(2)
8.7 (1)

8.9(2)

8.11 (2)

9.10 (1)

Anlagen zur Verarbeitung von Kartoffeln, GemUse, Fleisch oder

Fisch f0r die menschliche Ernahrung, soweit 1 t dieser

Nahrungsmittel je Tag oder mehr durch Erwadrmen verarbeitet wird,

ausgenommen

- Anlagen zum Sterilisieren oder Pasteurisieren dieser
Nahrungsmittel in geschlossenen Behaltnissen und

- Kichen von Gaststatten, Kantinen, Krankenhausern und
ahnlichen Einrichtungen

Anlagen zum Reinigen oder zum Entschleimen von tierischen
Dérmen oder Magen

Anlagen zur Zubereitung oder Verarbeitung von Kalbermagen zur
Labgewinnung

Anlagen zur Herstellung von Gelatine, Hautleim, Lederleim oder
Knochenleim

Anlagen zum Lagern oder Aufarbeiten unbehandelter Tierhaare mit
Ausnahme von Wolle, ausgenommen Anlagen fUr selbstgewonnene
Tierhaare in Anlagen, die nicht durch Nr. 114 erfait werden

Anlagen zum Trocknen, Einsalzen, Lagern oder Enthaaren
ungegerbter Tierhaute oder Tierfelle

Anlagen zum Gerben einschlieBlich Nachgerben von Tierh4uten
oder Tierfellen sowie nicht genehmigungsbedirftige Lederfabriken

Anlagen zur Herstellung von Hefe oder Starkemehlen

Anlagen zum Résten oder Mahlen von Kaffee ader Abpacken ven
gemahlenem Kaffee mit einer Leistung von jeweils 250 kg oder
mehr je Stunde

Anlagen zum Résten von Kaffee-Ersatzprodukten, Getreide, Kakao-
bohnen oder NUssen mit einer Leistung von 75 kg oder mehr je
Stunde

Anlagen zur

a) Herstellung von Lakritz,

b) Herstellung von Kakaomasse aus Rohkakao oder

c) thermischen Veredelung von Kakao- oder Schokoladenmasse

. Anlagen, in denen Stoffe aus in Haushaltungen anfallenden oder

aus gleichartigen Abfdllen durch Sortieren fdr den
Wirtschaftskreislauf zurickgewennen werden, mit einer Leistung
von 10 t oder mehr je Tag

Anlagen zur Kompostierung mit einer Durchsatzleistung von 0,75 t
bis weniger als 10 th (Kompostierungsanlagen)

Anlagen zur Behandlung von verunreinigtem Boden, der nicht
ausschlieflich am Standort der Anlage entnommen wird (*)

Anlagen zur Lagerung oder Behandlung von Autowracks ohne
sortenreine Demontage der Einzelteile, auch soweit nicht
genehmigungsbedurftig (*)

Anlagen zur Behandlung von Ubenwachungsbedarftigen Abfallen mit
einem Durchsatz von 10 t je Tag oder mehr sowie Anlagen, die der
Lagerung von 100 t eder mehr Uberwachungsbedarftiger Abfélle
dienen (z.B. Elektronik- und Elektroschrott), ausgenommen die
zeitweilige Lagerung - bis zum Einsammeln - auf dem Gelédnde der
Entstehung der Abfalle -

Anlagen zum Umschlagen von tberwachungsbeddritigen und
besonders Uberwachungsbedurftigen Abfallen, auf die die
Verschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes
Anwendung finden, mit einer Leistung von 100 t oder mehr je Tag,
ausgenommen An!agen zum Umschlagen von Erdaushub oder von
Geslein, das bel der Gewinnung oder Aurberenung van
Bodenschatzen anfalit
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27

Abstands- Abstand inm Lfd. Nr. Nummer (Spalte)  Betriebsart
klasse der 4. BImSchV
v 300 133 10.7 (2) Anlagen zum Vulkanisieren von Natur- oder Synthesekautschuk
unter Verwendung von Schwefel oder Schwefelverbindungen,
ausgenommen Anlagen, in denen
- weniger als 50 kg Kautschuk je Stunde verarbeitet werden oder
- ausschiieRlich vorvulkanisierter Kautschuk eingesetzt wird
134 10.21 (2) Anlagen zur Innenreinigung von Eisenbahnkesselwagen,
Straflentankfahrzeugen oder Tankcontainern sowie Anlagen zur
automatischen Reinigung von Fassern einschlieBlich zugehsriger
Aufarbeitungsanlagen, soweit die Behalter von organischen Stoffen
gereinigt werden, ausgenommen Anlagen, in denen Behaiter
ausschlieBlich von Nahrungs-, Genu3- oder Futtermitteln gereinigt
werden
135 10.23 (2) Anlagen zur Textilverediung durch Sengen, Thermofixieren,
Thermoisolieren, Beschichten, Impragnieren oder Appretieren,
einschlieRlich der zugehdrigen Trockaungsanlagen, ausgenommen
Anlagen, in denen weniger als 500 m* Textilien je Stunde behandelt
werden
136 - Gattersagen, wenn die Antriebsleistung eines Gatters 100 KW oder
mehr belrégt, sowie Furnier- oder Schalwerke
137 - Abwasserbehandlungsanlagen bis einschliefilich 100 000 EGW
138 - Anlagen zur Gewinnung oder Aufbereitung von Sand; Bims, Kies,
Ton oder Lehm
138 - Anlagen zur Herslellung von Kalksandsteinen, Gasbatonsteinen
oder Faserzementplatten unter Dampfuberdruck
140 - Anlagen zur Herstellung von Bauelementen oder in Serien
gefertigten Holzbauten
141 - Deponieklasse Il i.S. der Technischen Anleitung Siedlungsabfall
(Siedlungsabfalldeponien und vergleichbare Deponien)
142 - Deponieklasse | i.S. der Technischen Anleitung Siedlungsabfall
(Inertstoffdeponie, Erdaushub- oder Bauschuttdeponien)
143 - Anlagen zur Herstellung von Schienenfahrzeugen
144 - Prelwerke (*)
145 - Anlagen zur Herstellung von Eisen- oder Stahlbaukonstruktionen in
geschlossenen Hallen (*)
145 - Stab- oder Drahtziehereien (*)
147 - Schwermaschinenbau
148 - Emaillieranlagen
149 - Schrottplatze
150 - Margarine- oder Kunstspeisefehfabrikeh
151 - Auslieferungslager fUr TiefkQhlkost (*)
152 - Betriebshdfe der Mullabfuhr oder der Straliendienste (*}
153 - Speditionen aller Art sowie Betriebe zum Umschlag gréierer
Gotermengen ()
Vi 200 154 29(2) Anlagen zum Saurepolieren oder Mattitzen von Glas oder
Glaswaren unter Vernwendung von FluBs3ure
155 210(2) Anlagen zum Brennen keramischer Erzeugnisse, soweit der

Rauminhalt der Brennanlage 4 m® oder mehr oder die Besatzdichte
mehr als 100 kg/m® und weniger als 300 kg /m® Rauminhalt der
Brennanlage betragt, ausgenommen elektrisch beheizte Brenndfen,
die diskontinuierlich und chne Abluftfdhrung betrieben werden
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Abstands-
klasse

Abstand inm Lfd. Nr.

Nummer (Spalte)
der 4. BimSchV

Betriebsart

Vi

200 158

157

158

158

160

161

162

163

342

38(2)

3.10(2)

57(2)

5.10(2)

5.11(2)

7.1 (1)

75(2)

Schmelzanlagen fur Nichteisenmetalle fUr einen Einsatz von 50 bis

weniger als 1 000 kg, ausgencmmen

- Vakuum-Schmelzanlagen,

- Schmelzanlagen fr GuRlegierungen aus Zinn und
Wismut eder aus Feinzink und Aluminium i in Verbindung
mit Kupfer oder Magnesium,

- Schmelzanlagen, die Bestandteil von Druck- oder
KokillengieBmaschinen sind oder die ausschlieflich im
Zusammenhang mit einzelnen Druck- oder Kokillengiel3-
maschinen gieffertige Nichteisenmetalle oder giefifertige
Legierungen niederschmelzen,

- Schmelzanlagen fir Edelmetalle oder fUr Legierungen,
die nur aus Edelmetallen oder aus Edelmetallen und
Kupfer bestehen, und

- Schwallstbader

(s. auch Ifd. Nrn. 27 und 92)

Anlagen, die aus einer oder mehreren Druckgiemaschinen mit -
Zuhaltekréften von 2 Meganevton oder mehr bastehen

Anlagen zur Oberflachenbehandiung von Metallen unter
Verwendung von Flul- oder Salpetersaure, ausgenommen
Chromatieranlagen

Anlagen zur Verarbeitung von fl0ssigen ungesattigten

Polyesterharzen mit Styrol-Zusatz oder flussigen Epoxidharzen mit

Aminen zu

a) Formmassen (z. B. Harzmatten oder Faser-Formmassen) oder

b) Formteilen oder Fertigerzeugnissen, soweit keine
geschlossenen Werkzeuge (Formen) verwendet werden,

fur einen Harzverbrauch von 500 kg oder mehr je Woche z. B.

Bootsbau, Fahrzeugbau oder Bzhalterbau

Anizgen zur Herstellung von kinstlichen Schieifscheiben,
-kérpern, -papieren oder -gewsben unter Verwendung organischer
Binde- oder Lésungsmittel

Anlagen zur Herstellung von Peolyurethanformteilen, Bauteilen unter
Verwendung von Pclyurethan, Polyurethanblcken in Kastenformen
oder zum Ausschaumen von Hohlrdumen mit Polyurethan, soweit
die Menge der Ausgangsstoffe 200 kg oder mehr je Stunde betragt,
ausgenommen Anlagen zum Einsatz von thermoplastischen
Polyurethangranulaten

Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Gefligel oder
Mastkalbern oder zum Halten oder zur getrennten Aufzucht von
Schweinen mit

a) 3200 bis weniger als 14 000 Hennenplatzen,

b) 6 400 bis weniger als 28 000 Junghennenpldtzen,

c) 6400 bis weniger als 28 000 Mastgeflugelplatzen, ,

d) 3 200 bis weniger als 14 000 TruthGhnermastplatzen,

e) 120 bis wenigerals = 525 Mastschweineplatzen
{Schweine von 30 kg oder mehr Lebendgewicht),

n 40 bis weniger als 175 Sauenplatzen
einschlielich dazugehdrender Ferkelaufzucht-
platze (Ferkel bis weniger als 30 kg Lebend-
gewicht),

a) 50 bis weniger als 25 Sauenplatzen ein-
schiiellich dazugehsrender Ferkelaufzucht-
platze (Ferkel bis weniger als 10 kg Lebend-
gewicht) oder

h) 350 bis weniger als 1 500 Ferkelpiatzen fUr die
getrennte Aufzucht (Ferkel von 10 bis weniger
als 30 kg Lebendgewicht),.

i) 75 bis wenigerals 200 Mastkalberpldtzen

auch soweit nicht genehmigungsbeddrftig

Anlagen zum Rauchern von Fleisch- oder Fischvaren,

ausgenommen

- Anlagen in Gastslitien und

- Rduchereien mit einer R4ucherleistung von wenlger als 1000 kg
Fleisch- oder Fischwaren je Woche
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Abstands- Abstand inm Lfd. Nr. Nummer (Spalte)  Belriebsart
Klasse der 4. BImSchV
vi 200 164 7.20(2) Malzdarren

165 7.21(2) Mahlen far Nahrungs- oder Futtermittel mit einer Pro-

duktionsleistung von 100 t bis weniger als 500 t je Tag (*)

166 7.27(2) Jelassebrennereien, Biertrebertrocknungsanlagen oder Brauereien
n mit einem Ausstol von 5 000 hl Bier oder mehr je Jahr und ;
Stk Brennereien, auch soweit nicht genehmigungsbedurftig

167 7.28 (2) Anlagen zur Herstellung von Speisew(rzen aus tierischen oder

pflanzlichen Stoffen unter Verwendung von Sduren

168 7.32(2) Anlagen zum Trocknen von Milch, Erzeugnissen aus Milch oder von

Milchbestandteilen mit Sprihtrocknern

169 7.33(2) Anlagen zum Befeuchten von Tabak unter Zufihrung von Warme,

cder Aromatisieren oder Trocknen von fermentiertem Tabak

170 10.8 (2) Anlagen zur Herstellung von Bautenschutz-, Reinigungs- oder

Holzschutzmitteln, soweit diese Produkte organische Ldsemittel
enthalten und von diesen 1 th oder mehr eingesetzt werden;
Anlagen zur Herstellung von Klebemitteln mit einer Leistung von 1 t
oder mehr je Tag, ausgenommen Anlagen, in denen diese Mittel
zusschlieRlich unter Venwendung ven Wasser als Verdnnungs-
mittel hergestelit werden

171 10.9(2) Anlagen zur Herstellung von Holzschutzmitteln unter Verwendung

von halogenierten aromatischen Kohlenwasserstoffen

172 10.10 (2) Anlagen zum Farben oder Bleichen von Flocken, Garnen oder

10.11 (2) Geweben unter Verwendung von Farbebeschleunigern, alkalischen
Staffen, Chlor cder Chlorverbindungen einschliellich der
Spannrahmenanlagen, ausgenommen Anlagen, die unter erhthtem
Druck betrieben werden

173 10.15(2) Prafstande fOr oder mit 'Verbrennungsmotcren oder Gasturbinen mit

einer Leistung von 300 KW oder mehr

174 10.17 (2) Anlagen, die an § Tagen oder mehr je Jahr der Ubung eder

Ausllbung des Motorsports in larmschutztechnisch optimierten
Hallen dienen, ausgenommen Modelisportanliagen (%) j

175 10.20(2) Anlagen zur Reinigung von Werkzaugen, Vorrichtungen oder

sonstigen metallischen Gegenstanden durch thermische Verfahren

176 - Anlagen zur Herstellung von Bolzen, N&geln, Nieten, Muttern,

Schrauben, Kugeln, Nadeln oder &hnlichen metallischen Normteilen
durch Druckumformen auf Automaten sowie Automatendrehereien
)

177 - Anlagen zur Herstellung von kaltgefertigten nahtlosen oder

geschweillten Rohren aus Stahl (*)

178 - Anlagen zum automatischen Reinigen, Abfullen oder Verpacken von

Flaschen aus Glas mit einer Leistung von 2500 Flaschen oder mehr
je Stunde (%) .

179 - Anlagen zum Bau von Kraftfahrzeugkarosserien und -anhangem

180 - : Maschinenfabriken oder Hartereien

181 - Pressereien oder Stanzereien (*)

182 - Anlagen zur Herstellung von Kabeln

183 - Anlagen zur Herstellung von Mabeln, Kisten und Paletten aus Holz

und sonstigen Holzwaren

184 - Zimmereien (%)
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Abstands- Abstand inm Lfd. Nr. Nummer (Spalte)  Betriebsart

klasse der 4. BiImSchV

vi 200 185 - Lackierereien mit einem L8sungsmitteldurchsatz bis weniger als
25 kg/h (z.B. Lohnlackierereien)

186 - Fleischzerlegebetriebe ohne Verarbeitung

187 - Anlagen zum Trocknen von Gelreide oder Tabak unter Einsatz von
Gebldsen (*)

188 - Brotfabriken cder Fabriken zur Herstellung von Dauerbackwaren

189 - Milchverwertungsanlagen chne Trockenmilcherzeugung

180 - Autobusunternehmen, auch des tffentlichen Personennah-
verkehrs (%)

191 - Anlagen zum Be- oder Entladen von SchattgOtern bei Getreide-
annahmestellen, soweit weniger als 200 t Schotigter je Tag bewegt
werden kénnen, ausgenommen Anlagen zur Aufnahme von
selbstgewonnenem Getreide im landwirtschaftlichen Betrieb-

Vil 100 192 26(2) Anlagen zum mechanischen Be- oder Verarbeiten von
Asbesterzeugnissen auf Maschinen

193 3.20(2) Anlagen zur Oberflachenbehandlung von Gegenstinden zus Stahl,
Blech oder Gufl mit festen Strahimitteln, die auRerhalb
geschlossener R4ume betrieben werden, ausgenommen nicht
begehbare Handstrahlkabinen

194 8.9(2) Anlagen zur Lagerung oder Behandlung von Autowiracks durch
sortenreine Demontage der Einzelteile, auch soweit nicht
genehmigungsbedarftig

185 - Betriebe zur Herstellung von Fertiggerichten (Kantinendienste,
Catering-Betriebe) i

196 - Schlossereien, Drehereien, SchweiRlereien oder Schleifereien

197 - Anlagen zur Herstellung von Kunststoffteilen ohne Verwendung von
Phenolharzen

198 - Autolackierereien, insbesondere zur Beseitigung von Unfalischzden

189 - Automatische Autowaschstrallen

200 - Tischlereien oder Schreinereien

201 - teinsdgereien, -schleifereien oder -polierereien

202 - Tapetenfabriken, die nicht durch Ifd. Nrn. 107 erfafit werden

203 - : Fabriken zur Herstellung von Ledenwaren, Koffern cder Taschen
sowie Handschuhmachereizn oder Schuhfabriken

204 - : Anlagen zur Herstellung ven Reiflspinnstoffen, Industriewatte oder

- Putzwolle
205 - Spinnereien oder Webereien
206 - Kleiderfabriken oder Anlagen zur Herstellung von Textilien
! 207 - GroRwdschereien oder grofie chemische Reinigungsanlagen

208 - Betriebe des Fernseh-, Rundfunk-, Telefonie-, Telegrafie- oder
Elektrogeratebaus sowie der sonstigen elektronischen oder
feinmechanischen Industrie

209 - : Bauhtfe

210 - : Anlagen zur Kraﬂrahrzeugubenvachung

211 - Kraftfahrzeug-Reparaturwerkstatten
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Abstands- Abstand inm Lfd. Nr. Nummer (Spalte)  Belriebsart
klasse der 4. BiImSchV.
vil 100 - 212 - Anlagen zur Runderneuerung ven Reifen soweit weniger als 50 kg

je Stunde Kautschuk eingesetzt werden
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Ergidnzende Hinweise zum Abstandserlafy

Anhang 2

Immissionsschutzrelevante Anlagen,
dic nicht in die Abstandsliste aufgenommen worden sind

Nummer (Spalte) Hinweis auf Anlagenart
der 4. BImSchV  (Kurzbezeichnung)

Bemerkungen

1.2 (1+2)
1.3 (142)

1.4 (2) a+b

1.16 (1)

3.13 (1)

3.22 (2)

4.1i (1)

4.1n(2)

4.10 (1)

6.1 (1)

“7.16 (1)

7.17 (142)

7.18 (1)

Feuerungsanlagen fiir den
Einsatz von festen, fliissigen
und gasformigen Brennstoffen
< 100 MW sowie
Verbrennungsmotoranlagen

Gewinnung von Ol aus Schie-
fer

Sprengverformung und
Sprengplattieren

Metallpulverherstellung

Herstellung von
Cellulosenitraten

Regenerieren von Gummi oder
Gummimischprodukten

Herstellang von Teerfarben
oder Teerfarbenzwischen-
produkten

Gewinnung von Zellstoff aus
Holz, Stroh o.4. Faserstoffen

Herstellung von Fischmehl
oder Fischél

Aufbereitung oder Lagerung
sowie Umschlag oder
Verarbeitung von Fischmehl

Garnelendarren oder Koche-
reien fiir Futterkrabben -

Die genannten Anlagearten sind hiufig Teile oder Neben-
einrichtungen anderer Anlagen, die dem Nutzungszweck der in dem
Baugebiet gelegenen Grundstiicke oder des Baugebiets selbst dicnen
und die seiner Eigenart nicht widersprechen

Zur Zeit in NRW nicht vorhanden

In NRW befinden sich zwei Anlagen; eine wird im Halleninneren
nach dem Vakuumverfahren, die andere im Freien betrieben. Beim
Sprengverformen im Vakuum sind im wesentlichen
Sicherheitsaspekte mafigebend, wihrend beim Sprengverformen im
Freien, wegen des lauten Knalles, Abstinde iiber 2000 m ‘notwendig
sind. Ein fester Abstand im Sinne der Abstandsliste kann daher
nicht festgelegt werden (s. auch Aufienbereich)

Zur Zeit in NRW nicht vorhanden

Zur Zeit in NRW nicht vorhanden
Zur Zeit in NRW nicht vorhanden

Zur Zeit in NRW nicht vorhanden

Zur Zeit in NRW nicht vorhanden
Zur Zeit in NRW nicht vorhanden

Zur Zeit i_n NRW nicht vorhanden

Zur Zeit in NRW nicht vorhanden
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Nummer (Spalte)
der 4. BlImSchV

Hinweis auf Anlagenart

Bemerkungen

7.26 (2)

8.1(2)

8.2 (1)

8.3 (2) atb

8.7 (2)

8.10 (1 +2)

9.1-9.9
9.12-9.35

10.2 (1)

103 Q)

10.4 (2)

10.5 (2)

10.6 (2)

(Kurzbezeichnung)
Hopfen-Schwefeldarren

Abfackeln von Deponiegas

Anlagen zur thermischen
Zersetzung brennbarer fester
oder fliissiger Stoffe unter
Sauerstoffmangel

(Pyrolyseanlagen)

Anlagen zur thermischen
Behandlung edelmetall-

_haltiger Riickstinde usw.

Anlagen zur Behandlung von
verunreinigtem Boden, der
ausschlieflich am Standort der
Anlage entnommen wird

Anlagen zur Behandlung und
zur Lagerung von besonders
iibenwachungsbediirftigen
Abfillen

Lagerung, Be- und Entladen
von Stoffen und Zubereitungen

Herstellung von Zellhorn

Herstellung von Zusatzstoffen
zu Lacken oder Druckfarben
auf der Basis von Celluloseni-
trat

Schmelzen oder Destillieren
von Naturasphalt

Pechsiedereien
Reinigung oder Aufbereitung

von Sulfatterpentinél oder
Tallol

Zur Zeit in NRW nicht vorhanden

Der Schutzabstand fiir eine Deponiegasfackel ist durch den in der
Abstandsliste genannten Abstand fiir Deponien abgedeckt ( siehe
1fd. Nrn. 75 und 141)

Nach Vorkommen und Bedeutung in NRW zur Zeit nicht
regelungsbediirftig .

Nach Vorkommen und Bedeutung in NRW nicht regelungsbediirftig

Da diese Anlagen nur Kurzzeitig bis zur Reinigung des Bodens am
Standort betrieben werden, besteht kein Regelungsbedarf

In Abhingigkeit des Einzelfalls sind Abstdnde zwischen 100 m und
1000 m erforderlich
(Deponien siehe Ifd. Nr. 75, 141 und 142)

Kein Immissionsschutzproblem bei bestimmungsgeméafiem Betrieb

Nach Vorkommen und Bedeutung in NRW nicht regelungsbediirftig

Nach Vorkommen und Bedeutung in NRW nicht regelungsbediirftig

Nach Vorkommen und Bedeutung in NRW nicht regelungsbediirftig

Nach Vorkommen und Bedeutung in NRW nicht regelungsbediirftig

Zur Zeit in NRW nicht vorhanden -



764

Ministerialblatt fiir das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 43 vom 2. Juli 1593

Nummer (Spalte)
der 4. BlmSchV

Hinweis auf Anlagenart
(Kurzbezeichnung)

Bemerkungen

10.17 (2)

10.18 (2)

10.22 (2)

10.25 (1+2)

Motorsportanlagen

SchieBstinde fiir Handfeuer-
waffen und Schiefiplétze

Begasungs- und Sterili-
sationsanlagen soweit der
Rauminhalt 1 m3 oder mehr
betrigt und sehr giftige oder
giftige Stoffe oder Zuberei-
tungen eingesetzt werden

Kilteanlagen mit einem
Gesamtinhalt an Kiltemittel
von 3 t Ammoniak oder mehr

Windenergieanlagen und
Windparks

Anlagen zur Ubung oder Ausiibung des Motorsports, ausgenommen
Modellsportanlagen, zeigen in der Ausgestaltung des Einzelfalls ein
vielfiltiges Bild. Durch Einsatz unterschiedlichen Gerites und durch
Untérschiede in der Nutzungsintensitit ergeben sich unterschiedlich
grofe Einwirkungsbereiche. Im allgemeinen wird ein Abstand von
mindestens 1500 m fiir Anlagen im Freien fiir notwendig angesehen.
Anlagen in geschlossenen Hallen: vgl. 1fd.Nr. 174

Eine typisierende Betrachtung des Stérgrades derartiger Anlagen ist
wegen der hohen Vielfalt im Einsatz von Munition und Waffen
sowie der Gestaltung der Anlage nicht méglich

Als Nebenanlagen in Krankenhdusern etc. sind solche Anlagen
ausschlieBlich nach Gefahrengesichtspunkten zu bewerten. Zur Zeit
sind in NRW 4 Anlagen, davon 2 in Krankenhdusern und 2 bei
Tiernahrungsherstellern, vorhanden

Kilteanlagen dieser GroBenordnung treten i.d.R. nur als
Nebenanlagen von z.B. Eisstadien, groBen Fleischereien etc. auf

Wegen der Abhingigkeit des erforderlichen Abstandes von der
Leistung, Konstruktion der einzelnen Anlage sowie des Bewuchses
und der Gelindeformation ist eine generalisierende Abstands-
festsetzung nicht méglich. :
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Anlagen, dic im AuBenbereich errichtet werden sollen

Lfd. Nr. aus Nummer (Spalte) Hinweis auf Anlagenart (Kurzbezeichnung)

Abstandsliste der 4. BImSchV : :

18 7.12 (1) Anlagen zur Tierkdrperbeseitigung

25 2.4 (2) Brennen von Bauxit, Dolomit, Kalkstein etc. oder Ton zu Schaméue

33 7.15 (1) Kom';cknungsanlagcn

61 7.1 (1) Massentierhaltung

64 7.11 (1) Lagerung unbehandelter Knochen

72 85() Kompostwerke

74 9.36 (2) Giillelagerung

75 - Deponien fiir besonders iiberwachungsbediirftige Abfalle
. 76 - Abwasserbehandlungsanlagen > 100 000 EGW

82 2.1(2) Steinblri.iche

113 7.1 (1) Massentierhaltung

128 8.5 Kompostierungsanlagen

137 - -Abwasserbchandiuananlagen bis einschl. 100 000 EGW

138 - Gewinnung oder Aufbereitung von Sand, Kies etc.

141 - Siedlungsabfalldeponien

142 - Erdaushub- oder Bauséhu{tdeponien

162 7.1(1) Massentierhaltung
. - (Anhang 2) 3.13 (1) Sprengverformung und Sprengplattieren:

Anlagen zur Sprengverformung im Freien gehren wegen des
erforderlichen grofen Abstandes in den Auflenbereich
- 10.1 (1) Anlagen zur Herstellung und Behandlung vdn Sprengstoffen:

Diese Anlagen gehoren ausschlieBlich in den AuBenbereich,
Schutzabstinde ergeben sich nach dem Sprengstoffrecht

Pelztierfarmen
Wegen der Geruchsproblematik kénnen Abstdnde bis zu 1000m
erforderlich werden
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Erginzende Hinweise zum Abstandserlall : Anhang 3

Aus Immissionsschutzgriinden festgelegte Schutzabstiinde bei
Anlagen zur elektrischen Energie- oder Nachrichteniibertragung

Schutzabstdnde bei Hochspannungsfreileitungen fiir:

380kV/50Hz 140 m
220kV /50 Hz :20m
110 kV /50 Hz : :10m
110kV /16 % Hz S5 m

Hinweis zu Sendefunkanlagen:

Wegen der Vielzahl von Sendefunkanlagen, die sich sowohl in Leistung, Frequenzbereich und Zuordnung zu
mdglicherweise empfindlichen Nutzungen unterscheiden, ist eine generelle Abstandsbestimmung nicht

maglich; deshalb sind jeweils Einzelfallbetrachtungen bei Planung und Genehmigung notwendig.

— MBIL NW. 1998 S. 744.
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	1. Vorbemerkung/Aufgabenstellung
	
	Nach § 1 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen u. a. die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 
	
	Der Bebauungsplanbereich wird vom Schienenverkehrslärm der S-Bahnstrecke Dortmund Œ Duisburg und der Eisenbahntrasse zum Kraftwerk Knepper beeinträchtigt. Desweiteren ist der Gewerbelärm des westlich angrenzenden Gewerbegebietes zu betrachten. Die an das Plangebiet angrenzenden Straßen —Kammerstückﬁ und —Breisenbachstraßeﬁ spielen aufgrund ihrer relativ geringen Verkehrsbelastung eine nur untergeordnete Rolle.
	
	In diesem Zusammenhang wird eine schalltechnische Untersuchung notwendig, um festzustellen, welche Geräuschemissionen von den vorgenannten Anlagen ausgehen und ob Schallschutzmaßnahmen erforderlich werden. Diese ist vom Stadtplanungsamt (Abteilung für generelle Planung) durchgeführt worden.
	
	
	2. Grundlagen
	
	2.1 Planungstechnische Unterlagen
	
	Zur Untersuchung wurden folgende Unterlagen herangezogen:
	
	-    Vorentwurf des Bebauungsplanes Mg 146 Œ Ammersbaum, M 1 : 1000
	Bestandsplan 1: 1000 nach der Deutschen Grundkarte M 1 : 5000 und nach Luftbildern, M 1 : 5000
	Lagepläne mit Höhenangaben M 1 : 1000, M 1 : 5000
	Angaben vom Stadtplanungsamt, Abteilung für generelle Planung zur derzeitigen Streckenbelegung auf den Bahnanlagen des Kraftwerkes Knepper
	Fahrplan des Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr, Dortmund 1999/2000
	verschiedene Bauakten
	
	2.2 Beurteilungsgrundlagen
	
	Die Geräuschimmissionen sind je nach Lärmart nach unterschiedlichen Bestimmungen zu
	beurteilen. Insgesamt wurden die folgenden schalltechnischen Regelwerke und Schriften
	herangezogen:
	
	1. DIN 18005, Teil 1, - Schallschutz im Städtebau, Berechnungsverfahren
	2. Richtlinien zur Berechnung von Schallimmissionen von Schienenwegen Œ Schall 03  - 
	    Ausgabe 1990
	3. VDI 2714,  —Schallausbreitung im Freienﬁ 
	4. VDI 2720, Blatt 1, Schallschutz durch Abschirmung im Freien
	5. VDI 2719, Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen
	6. VDI 4109, Schallschutz im Hochbau
	7. Planungserlass des Landes Nordrhein-Westfalen vom 08. 07. 82 Œ Berücksichtigung von 
	    Emissionen und Immissionen bei der Bauleitplanung sowie bei der Genehmigung von
	   Vorhaben 
	2.3 Orientierungswerte der DIN 18005
	
	Die durch die verschiedenen Schallquellen verursachten Immissionen in den bestehenden und
	geplanten schutzbedürftigen Nutzungen des Bebauungsplanes sind nach den Bestimmungen 
	der DIN 18005 Œ Schallschutz im Städtebau Œ zu beurteilen. Im Planbereich befindet sich als 
	derartige Nutzung eine Kindertagesstätte, die geringfügig erweitert wird, dieser Bereich ist als 
	Allgemeines Wohngebiet (WA) einzustufen. Weiterhin ist die Festsetzung —Gewerbegebietﬁ 
	vorgesehen. 
	Darüber hinaus ist  in einer öffentlichen Grünfläche ein Spielplatz der Kategorie A  
	(für Kinder und Jugendliche) geplant. 
	
	Als Orientierungswerte gelten für den Verkehrslärm
	
	WA tags 55 dB(A) und nachts  40 dB(A)
	GE  tags 65 dB(A) und nachts von 55 dB(A)
	
	Für die Beurteilung ist tags der Zeitraum von 6.00 bis 22.00 Uhr, nachts der Zeitraum von 
	22.00 bis 6.00 Uhr zugrunde zu legen. 
	
	2.4 Berechnungsmethode
	
	Die Untersuchung wurde mit dem Programm-System —SoundPLANﬁ der Firma Braunstein + 
	Berndt durchgeführt. Eingesetzt wurde die Programm-Version 4.20/1997.
	
	3. Raumbeschreibung
	
	3.1 Allgemeine Beschreibung 
	Die geplante gewerbliche Bebauung soll auf einem brachliegenden Gelände entstehen. Der 
	Planbereich liegt zwischen einer im Nordwesten gelegenen Wohnbebauung, einer 
	Kindertagesstätte, einer gewerblich genutzten Zone im Südwesten der Versorgungsbahn zum 
	Kraftwerk Knepper im Südosten bzw. der S-Bahn Dortmund Œ Duisburg. 
	Die Geländeoberfläche fällt im Bereich des Bebauungsplanes mit einer erheblichen 
	Höhendifferenz von etwa insgesamt 7 m über eine Geländekante (3 m hoch) relativ stark nach 
	Nordwesten hin ab. Nordöstlich und nordwestlich des Plangebietes befindet sich (außerhalb 
	des Plangebietes) Wohnbebauung. 
	
	3.2 Darstellung der maßgeblichen Immissionssorte
	
	Die Lage der für die Beurteilung der Immissionen maßgeblichen Immissionssorte ist in
	einschlägigen Berechnungsvorschriften definiert. Bei bebauten Flächen sind die 
	Berechnungen für Orte durchzuführen, die 0,5 m außerhalb, etwa von der Mitte des 
	geöffneten, vom Geräusch am stärksten betroffenen Fensters eines zum dauernden Aufenthalt 
	von Menschen bestimmten Raumes einer Wohnung liegen.
	
	Bei den Berechnungen der Schallausbreitung wurden nicht einzelne Immissionssorte 
	ausgewählt, sondern flächendeckende Isophonenpläne erstellt. Die darin zu findenden Werte 
	repräsentieren in der vorliegenden Untersuchung die Freibereiche und Erdgeschosse in 1,70 m  
	Höhe und das oberste schutzbedürftige Geschoss der Gebäude in 10 m Höhe. 
	
	4. Vorbelastung des Planungsraumes und Berechnung der Schallausbreitung im Bereich des  geplanten Vorhabens
	
	4.1. Schienenverkehr
	
	Der Untersuchungsbereich wird durch den Schienenverkehr auf den östlich des Plangebiets 
	liegenden Gleisanlagen lärmbelastet.
	
	Die schalltechnischen Auswirkungen des Schienenverkehrs auf die vorhandene Bebauung 
	sowie die geplante Gewerbebebauung sind in einer Höhe von 1,70 m (Erdgeschoss) und von 
	10 m Œ der Höhe der obersten schutzbedürftigen Geschosse Œ für den Tagzeitraum ermittelt 
	worden. Die flächenhafte Schallausbreitung ist aus den Isophonenplänen ersichtlich, die
	beim Stadtplanungsamt eingesehen werden können. In der geplanten Bebauung 
	werden Werte von tags maximal 45 dB(A) in einer Höhe von 1,70 m erreicht, womit die  
	Orientierungswerte weit unterschritten werden. In den obersten Geschossen werden maximal 
	bis zu 47,5 dB(A) im südöstlichen bzw. südlichen Bereich erreicht.
	
	Der Nachtzeitraum braucht nicht gesondert betrachtet zu werden, da weder die 
	Kindertagesstätte noch die gewerblichen Räume nachts genutzt werden.
	
	4.2 Gewerbliche und industrielle Nutzungen
	
	Der Untersuchungsbereich ist im westlichen Bereich ebenfalls durch gewerbliche Nutzungen
	außerhalb des Planungsraums lärmbelastet. Die davon ausgehenden Schallemissionen und 
	Œimmissionen werden hier nicht untersucht, führen jedoch aufgrund der dort angesiedelten 
	Betriebe zu keinen Problemen im geplanten Gewerbegebiet.
	
	4.3. Geplanter A-Spielplatz
	
	Der geplante Spielplatz (Kategorie A, für Kinder und Jugendliche) ist zwar generell als
	Lärmemittent zur nordöstlich außerhalb des Planbereiches liegenden Wohnbebauung zu 
	betrachten, da jedoch eine Nutzung als Abenteuer-, Bauspiel-, oder Bolzplatz ausgeschlossen 
	ist, sind von ihm keine das Wohnen beeinträchtigende Auswirkungen zu erwarten. Darüber 
	hinaus wird der Standort dieses Spielplatzes im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 
	unter Berücksichtigung der von ihm ausgehenden Emissionen mit den sachberührten 
	Fachdienststellen festgelegt. 
	  
	6. Zusammenfassende Schlussbetrachtung
	
	Zusammenfassend ist festzustellen, dass die zulässigen schalltechnischen Orientierungswerte 
	für die im Plangebiet beabsichtigte Nutzung unterschritten werden, so dass weder aktive noch 
	passive  Schallschutzmaßnahmen vorgesehen werden müssen. 
	
	
	
	
	
	
	B E G R Ü N D U N G
	 Plangebiet 
	Räumlicher Geltungsbereich  Die Planbereichsgrenze des Bebauungsplanes Mg 146 verläuft im Stadtbezirk Mengede, Ortsteil Oestrich, im Osten  westlich entlang der Trasse der S-Bahn-Linie S2 Œ ausgenommen ist die direkt an der Trasse liegende Böschung Œ , bis zu der Straße —Kammerstückﬁ, führt weiter in Richtung Norden östlich entlang der Straße —Kammerstückﬁ bis zur —Breisenbachstraßeﬁ; verläuft südlich der Breisenbachstraße  bis gegenüber dem Einmündungsbereich der Straße —Worderfeldﬁ; von hier in südöstlicher Richtung entlang der hinteren Gartengrundstücke Breisenbachstraße Haus-Nr. 20 bis Haus-Nr. 18c bis zum Böschungsbereich der S- Bahn-Trasse. 
	Gegenwärtige Situation im Plangebiet  Die verschiedenen Flächen werden zur Zeit u. a. als Ackerfläche genutzt (östlich Kammerstück); an der Breisenbachstraße befindet sich eine städt. Kindertagesstätte, der östliche und nördliche Teil des Plangebietes ist der Natur überlassenes Brachland mit Gras- und Hochstaudenfluren, Bäumen und Sträuchern.
	
	1.3 Bestehendes Planungsrecht 
	
	1.3.1   Darstellung im Flächennutzungsplan 
	
	 Der Flächennutzungsplan (F-Plan) der Stadt Dortmund vom 27.06.1985 enthält im Bebauungsplanbereich folgende Darstellungen:
	
	Flächen und Einrichtungen für den Gemeinbedarf  (Bildungseinrichtung, Soziale Einrichtung)
	Grünflächen 
	
	Die Darstellungen des rechtswirksamen Flächennutzungsplanes stehen den geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes Mg 146 Œ Ammersbaum Œ teilweise entgegen, so dass eine entsprechende Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich wird, die gem. § 8 Abs.3 BauGB unter der lfd. Nr. 123, gleichzeitig mit der Aufstellung des Bebauungsplanes durchgeführt wird (sogenanntes Parallelverfahren).
	
	1.3.2 Bestehendes Bauplanungsrecht
	
	Der seit dem 17. 07. 1981 rechtsverbindliche Bebauungsplan Mg 129 trifft für den Planbereich des Bebauungsplanes Mg 146 Œ Ammersbaum - folgende Festsetzungen:
	
	Flächen für Gemeinbedarf (Sonderschule und Kindertagesstätte)
	öffentliche Grünflächen (Sport- und Spielanlagen)
	öffentliche Verkehrsflächen (Parkplatz und Fußweg)
	
	Durch Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 soll der Bebauungsplanes Mg 129 teilweise ersetzt werden. 
	1.3.3 Landschaftsplan Dortmund-Nord
	
	 Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Mg 146 liegt außerhalb des seit dem 30.11.90 rechtsverbindlichen Landschaftsplanes Dortmund-Nord. 
	
	2.  Anlass, Ziel und Zweck des Bebauungsplanes 
	 Einige Firmen im Gewerbegebiet Oestrich haben seit geraumer Zeit Erweiterungsbedarf, der an ihren Standorten selbst nicht mehr zu realisieren ist. Der rechtsverbindliche Bebauungsplan Mg 129 weist östlich der Straße Kammerstück, unmittelbar am Gewerbegebiet Oestrich, Flächennutzungen aus, die nicht mehr den städtischen Entwicklungszielen entsprechen. Laut Auskünfte von Sport-, Jugend- und Schulamt werden diese Vorhalteflächen nicht mehr benötigt und können somit den Expansionswünschen anfragender Firmen zugute kommen. Es ist daher beabsichtigt, durch Aufstellung des Bebauungsplanes Mg 146 die Festsetzungen des Bebauungsplanes Mg 129 entsprechend zu überplanen. Im Südwesten des Planbereiches ist ein Gewerbegebiet (GE) mit einer Größe von ca. 1,4 ha geplant, das zukünftig der Ansiedlung von nicht erheblich belästigenden Betrieben (s. § 8 (1) Œ (3) Baunutzungsverordnung (-BauNVO-) dienen  soll. Weiterhin soll der im Bebauungsplan Mg 129 nördlich der Kindertagesstätte festgesetzter öffentlicher Parkplatz in die angrenzende öffentliche Grünfläche integriert werden, weil zukünftig kein derart zusätzlicher großer öffentlicher Stellplatzbedarf besteht  (keine Sonderschule, kein Sportplatz). Darüber hinaus soll die Fläche der an der Breisenbachstraße vorhandenen Kindertagesstätte geringfügig erweitert werden.

	3.  Erläuterungen zum Bebauungsplan 
	3.1 Art und Maß der baulichen Nutzung  Entsprechend der baulichen Situation der bestehenden Gewerbegebäude westlich der Straße Kammerstück soll sich die Erweiterung des Gewerbegebietes städtebaulich am Vorhandenen orientieren und nicht durch überzogene Höhenentwicklungen neue Akzente setzen. Der nördlich anschließende Freiraum, sowie die 2-geschossige Bebauung des Wohnumfeldes und die Eingeschossigkeit der Kindertagesstätte wirkt ebenfalls prägend, so dass die Geschosse im neuen Gewerbegebiet auf maximal III beschränkt werden. Die Festsetzung der Grundflächenzahl  (0,8) und Geschossflächenzahl (2,0) im geplanten Gewerbegebiet orientiert sich an den vorhandenen Gebäuden im Gewerbegebiet Oestrich.  
	
	3.2 Gewerbegebietscharakter
	
	 Gewerbegebiete dienen nach § 8 Abs. 1 BauNVO vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. Mit Blick auf die dem geplanten Gewerbegebiet am nächsten liegende Wohnbebauung bzw. der nördlich des geplanten Gewerbegebietes vorhandenen Kindertagesstätte sollen in dem festgesetzten Gewerbegebiet keine Betriebe zugelassen werden, die in der Abstandsliste der 16. BImSch aufgeführt sind (textliche Festsetzung Ziffer      1     ).
	
	 Des Weiteren setzt der Bebauungsplan fest, dass im Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe sowie Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, die sich ganz oder teilweise an Endverbraucher wenden, nicht zulässig sind.  Hiervon unberührt bleiben Betriebe des Kfz-Handwerks mit räumlich angegliedertem Kfz-und/oder Caravanverkauf sowie Betriebe mit Kfz- und/oder Caravanersatzteil- bzw. Œzubehörverkauf. Ausnahmsweise zulässig sind an Endverbrauer gerichtete Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrieben, wenn sie in unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem Handwerks- oder anderen Gewerbebetrieben stehen und deren Summe an Verkaufs- und Ausstellungsflächen unter der Größe der Geschossfläche des Handwerks- oder Gewerbebetriebsteiles liegt.  Die textliche Festsetzung ist erforderlich, um zu verhindern, dass sich zunehmend kleinere Betriebe deutlich unterhalb der in § 11 Abs. 3 BauNVO genannten Vermutungsgrenze von  1200 qm an nicht integrierten Standorten ansiedeln bzw. versuchen, in Gewerbegebieten Fuß zu fassen. Dem liegt die städtebauliche Zielsetzung zugrunde, Einzelhandelsbetriebe zur Stärkung der zentralen Versorgungseinrichtungen in den Ortszentren anzusiedeln, soweit Art und Umfang des Betriebes dies zulassen. Damit werden gleichzeitig in den Gewerbegebieten die Flächen für solche Betriebe freigehalten, die auf derartige Standorte angewiesen sind. Diese textliche Festsetzung ist weiterhin notwendig, um der angesprochenen negativen städtebaulichen Entwicklung in Form einer Neuerrichtung von Handelsbetrieben am Siedlungsrand mit all seinen städtebaulichen Negativwirkungen (Kaufkraftverlust des Ortsteilzentrums, nicht integrierter Standort, Verkehrszusatzbelastung) entgegenzutreten.  Die Regelung, dass Betriebe des Kfz-Handwerks mit räumlich angegliedertem Kfz- und/oder Caravanverkauf von der textlichen Festsetzung unberührt bleiben, ergibt sich daraus, dass bei derartigen Betrieben die Größe der Verkaufsfläche regelmäßig die des Handwerksbetriebes überschreitet. Gleichwohl ist daraus aber nicht abzuleiten, dass sich hierdurch die dargelegten negativen Auswirkungen hinsichtlich zentraler Einrichtungen in den Ortszentren ergeben.
	
	 Um sicherzustellen, dass die Gewerbegebietsflächen für solche Betriebe zur Verfügung gestellt werden, die auf derartige Standorte angewiesen sind, setzt der Bebauungsplan weiterhin fest, dass dort die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, die sich auch in anderen Baugebietskategorien ansiedeln können,  unzulässig sind.
	
	3.3 Werbeanlagen  Die geplanten Gewerbebetriebe sollen sich nur an der Erschließungsstraße Kammerstück werbewirksam präsentieren. Werbeanlagen im Hintergelände würden visuell, störend auf die begrünten öffentlichen Flächen wirken und sind somit nur an der Vorderfront der Gebäude erlaubt.
	

	5.   Öffentliche Grünflächen
	5.1 Parkanlage  Die öffentliche Grünfläche (Parkanlage) wird um ca. 2 500 qm südlich der Kindertagesstätte erweitert. Der südöstliche Abschnitt der Parkanlage soll in seinem —extensiven Charakterﬁ mit der vorhandenen Vegetation erhalten bleiben. 
	5.2 Kinderspielplatz  Nach der Spielplatzbedarfsberechnung ist für den Ortsteil Oestrich (Einzugsbereich zwischen A 45 und S-Bahn) ein Spielplatz der Kategorie A  vorgesehen (Kinder und Jugendliche). Der Spielplatz soll auf einer mindestens 1 500 qm großen öffentlichen Grünfläche südlich der Kindertagesstätte realisiert werden in direkter Nachbarschaft der vorhandenen Wohnbebauung.
	
	5.3 Wegeverbindungen  Geplant ist ein 3,50 m breites Rad- und Wanderwegsystem, dass sowohl die Wohnbebauung nördlich der Breisenbachstraße (Schärenhof) mit dem Kinderspielplatz, der —übrigenﬁ öffentlichen Grünfläche und einem zukünftigen Anschluss (Unterführung) an den Haltepunkt Nette Œ Oestrich verbindet, damit durch kurze Fuß- und Radwegeverbindungen sowohl die Möglichkeit der Naherholung und des Spielens, als auch die Erreichbarkeit der ÖPNV-Haltepunkte gewährleistet ist.
	

	Die Stellplatzanlagen in dem mit der Ziffer     4    gekennzeichneten Baugebiet sind durch Pflanzflächen so zu gliedern, dass für jeweils vier Stellplätze eine Pflanzfläche (Baumscheibe) in der Größe eines Stellplatzes entsteht. Die Bepflanzung der Flächen hat durch je einen standortgerechten, heimischen, großkronigen Laubbaum zu erfolgen. Die Anordnung der anzupflanzenden Laubbäume bietet die Gewähr dafür, dass Flächenaufheizungen vermieden und Schadstoffemissionen auf den Grundstücksflächen selbst schon teilweise gebunden werden. Die Bäume bilden ein grünes Dach über der Stellplatzanlage und tragen positiv zur Gestaltung des Ortsbildes im Sinne des § 1 Abs. 5 Nr. 4 BauGB bei.
	Es werden standortgerechte, heimische Baumarten als Lebensgrundlage für zahlreiche Lebewesen und Mindestgrößen gefordert, um die Lebensfähigkeit der angepflanzten Bäume und damit auch die dauerhafte Realisierung der Festsetzung selbst sicherzustellen. Die festgesetzte Bepflanzung der Baumscheibe erfolgt, um Austrocknung und damit verbundenen Bodenerosionen vorzubeugen.   
	7. Umweltbelange 
	7.1 Altlasten  Das Plangebiet ist im Detailplan der Stadt Dortmund Œ Maßstab 1: 5000 über Altstandorte und Altablagerungen sowie sonstiger Belastungsflächen in der östlichen Hälfte als ehemalige Hausmülldeponie und Schüttungsfläche gekennzeichnet. Bereits 1991 wurde im Rahmen diverser Planungsmaßnahmen eine Gefährdungsabschätzung (einzusehen beim Stadtplanungsamt) erstellt. Daraus ergeben sich für die künftigen Nutzungen im Plangebiet folgende Konsequenzen:
	
	 7.2  Lärmschutz
	Nach § 1 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen u. a. die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 
	
	Die schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass keine Maßnahmen erforderlich sind, da die schalltechnischen Orientierungswerte unterschritten werden. Sie ist dieser Begründung als Anlage 1 beigefügt.
	

	8. Ver- und Entsorgung  8.1. Gas, Wasser, Strom
	 Die Versorgung des Plangebietes mit Gas, Wasser und elektrischer Energie wird durch die zuständigen Versorgungsträger, die Entsorgung durch die zuständigen Entsorgungsträger sichergestellt.
	Hinsichtlich des Niederschlagswassers ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens von Bauvorhaben in jedem Fall unter Hinzuziehung der "Satzung über die Entwässerung der Grundstücke in der Stadt Dortmund" vom 17.12.1996 zu prüfen, ob der Abfluss des Niederschlagswassers von Dach- und Hofflächen durch geeignete Maßnahmen, wie z. B. Versickerung oder Rückhaltung, zu verhindern, zu vermindern oder merklich zu verlangsamen ist. Soweit die Möglichkeit besteht, sollte hiervon Gebrauch gemacht werden. Die wasserrechtlichen Vorschriften sind hierbei zu beachten.
	10.  Entschädigung  Die Flächen  im Planbereich befinden sich ausschließlich in städt. Eigentum. Entschädigungsansprüche von Grundstückseigentümern sowie ggf. Übernahmeansprüche werden gem. § 40 BauGB daher nicht ausgelöst.
	11. Flächenbilanz  Gewerbefläche      ca. 1,4 ha  Fläche für den Gemeinbedarf Œ Kindertagesstätte - ca. 0,6 ha  Öffentliche Grünfläche    ca. 2,0 ha  Gesamtfläche:      ca. 4,0 ha
	 12.  Kosten
	Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurde ermittelt, dass der Stadt durch die Planung voraussichtlich keine Kosten entstehen werden. 
	Die Anlagen 1 Œ Schalltechnische Untersuchung Œ, 2 Œ Abstandsliste (4. BImSchV) Œ,  3 Œ Landschaftspflegerischer Fachbeitrag Œ sind Bestandteil dieser Begründung.  
	Dortmund, den 
	
	Der Änderungsbereich wird durch unterschiedliche Lärmemittenten beeinträchtigt, die Lärmemissionen der Versorgungsbahn zum Kraftwerk Knepper, der S-Bahn-Strecke Dortmund-Duisburg  und der gewerblichen Nutzung südwestlich des Planbereiches an der Straße Kammerstück. Eine konkrete Untersuchung fand im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Mg 146 Œ Ammersbaum Œ statt. 
	Die vorgenannte schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass keine Maßnahmen erforderlich sind, da die schalltechnischen Orientierungswerte unterschritten werden. 



